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A) Planrechtliche Voraussetzungen 

1. Baugebietsausweisung 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Eching i.Ndb. ist das Planungsgebiet als 
Gewerbegebiet (GE) gekennzeichnet und kann als weiterer Abschnitt des bereits bestehenden 
Gewerbegebietes GE-Hanselmühle gesehen werden. Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist 
daher nicht erforderlich. 
 
Der Geltungsbereich des Planungsgebietes umfasst die Flurstücke mit den Fl.Nrn. 94, 86/6, 
86/1 (Teilfläche) und 81/3 (Teilfläche) der Gemarkung Berghofen, Gemeinde Eching i.Ndb. Das 
Flurstück Fl.Nr. 94 wird derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt und soll künftig der gewerblichen 
Nutzung dienen. Darüber hinaus soll im südöstlichen Bereich – ausgehend von der Ecke 
Mühlenstraße/Wasserbruck entlang der Flurstücke Fl.Nrn. 86/6 und 86/1 (Teilfläche) – der 
Schotterweg in Richtung Weiherstraße (Fl.Nr. 81/3) asphaltiert sowie im Bereich unterhalb des 
Flurstücks Fl.Nr. 94 für die beidseitige Befahrung ausgebaut werden. 
 

2. Ziele übergeordneter Planungen 

Regionalplan 
Raum-/ Wirtschaftsstruktur 

Die Gemeinde Eching i.Ndb. liegt als Kleinzentrum westlich des Oberzentrums Landshut sowie im 
Planungsbereich des Gewerbegebietes im Allgemeinen ländlichen Raum. 
 
Gemäß des Regionalplans Landshut ist im zunehmenden Standortwettbewerb um Fachkräfte, 
Investitionen und Wissen anzustreben, die Region Landshut als attraktiven, leistungsfähigen und 
innovativen Wirtschaftsraum zu stärken und zu sichern. (vgl. Regionalplan Landshut, Teil B - V 
Wirtschaft, 1 Leitbild, regionale Wirtschaftsstruktur, 1.1). Die dezentrale, regionale Wirtschaftsstruktur 
mit einer gesunden Mischung aus Großbetrieben und leistungsfähigen, mittelständischen Betrieben 
sowie einem breiten Branchenspektrum ist für die Wettbewerbsfähigkeit der Region von besonderer 
Bedeutung. (vgl. Regionalplan Landshut, Teil B – V Wirtschaft, 1 Leitbild, regionale 
Wirtschaftsstruktur, 1.2). 
 

 
Abb. 1: Ausschnitt Karte Raumstruktur (Quelle: Regionalplan Landshut, Region 13, Stand 04/2022) 
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Landschaftliche Vorbehaltsgebiete / Regionaler Grünzug 

Das Planungsgebiet ist weder Bestandteil eines Landschaftlichen Vorbehaltsgebiets noch eines 
Regionalen Grünzugs. 
 

 
Abb. 2: Ausschnitt Karte Natur & Landschaft (Quelle: Regionalplan Landshut, Region 13, Stand 04/2022) 

 
 
Rohstoffsicherung 

Das Planungsgebiet liegt weder in einem Vorranggebiet noch in einem Vorbehaltsgebiet für 
Bodenschätze. 
 

 
Abb. 3: Ausschnitt Karte Rohstoffsicherung (Quelle: Regionalplan Landshut, Region 13, Stand 04/2022) 
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Landesentwicklungsprogramm (LEP) 
Gemäß des Landesentwicklungsprogramms Bayern sollen die Standortvoraussetzungen für die 
bayerische Wirtschaft, insbesondere für die leistungsfähigen kleinen und mittelständischen 
Unternehmen erhalten und verbessert werden (vgl. LEP Bayern, 5.1). 

B) Lage, Größe und Beschaffenheit des Planungsgebietes 

1. Lage 

Die Gemeinde Eching i.Ndb. liegt westlich der Stadt Landshut. Das Planungsgebiet grenzt an die 
bereits bestehenden Gewerbegebiete „GE-Hanselmühle I“ bzw. „GE-Hanselmühle Point“ an, die im 
westlichen Gemeindebereich liegen und durch die Gemeindestraßen sowie die Bundesstraße B11 gut 
an den überörtlichen Verkehr angebunden sind. Die Entfernung zur Autobahn A92 beträgt etwa 2,6 
km. Die örtliche als auch überörtliche Verkehrsanbindung des geplanten Gewerbegebietes ist daher 
als sehr gut zu bezeichnen. 
 

2. Größe 

Die Gesamtfläche für das geplante Gewerbegebiet inkl. des geschotterten Weges im Süden beträgt 
innerhalb des Geltungsbereiches 28.704 m² und umfasst folgende Flurstücke der Gemeinde 
Eching i.Ndb.: 
 
Gemarkung Berghofen: 

- Fl.Nr. 94 
- Fl.Nr. 86/6 
- Fl.Nr. 86/1 (Teilfläche) 
- Fl.Nr. 81/3 (Teilfläche) 

 
3. Beschaffenheit des Geltungsbereiches 

Die für das Gewerbegebiet vorgesehene Fläche (Fl.Nr. 94) wird derzeit intensiv landwirtschaftlich 
genutzt. Zwischen Ecke Mühlenstraße/Wasserbruck und Weiherstraße (Fl.Nrn. 86/6, 86/1 (Teilfläche) 
und 841/3 (Teilfläche)) verläuft ein geschotterter Weg. Nördlich des Geltungsbereichs mäandriert die 
Kleine Sempt - ein Gewässer 2. Ordnung - dessen Ufervegetation im Rahmen der Biotopkartierung 
Bayern als Biotopfläche erfasst ist. Das Relief des Planungsgebietes ist nahezu eben. Die 
Geländehöhen bewegen sich zwischen 405,00 und 406,00 m ü. NN. Weder 
Hochwassergefahrflächen noch Bodendenkmäler befinden sich innerhalb des Geltungsbereichs, 
grenzen jedoch unmittelbar an. Eine 20-kV-Mittelspannungsfreileitung quert von Süd nach Nord das 
Planungsgebiet. 

C) Geplante bauliche Nutzung 

Das geplante Gewerbegebiet dient der Ansiedlung weiterer kleiner und mittelständischer Unternehmen. Im 
Planungsgebiet werden zwei Baufenster zur Errichtung von Bürogebäuden, Lagerhäusern sowie weiteren 
dem Gewerbe dienenden Gebäudlichkeiten festgesetzt. Eine beidseitig befahrbare Stichstraße erschließt 
das Gebiet intern. Weiterhin wird die Verbindungsstraße zwischen Ecke Mühlenstraße/Wasserbruck und 
Weiherstraße - die sich derzeit als geschotterter Weg darstellt - zur verbesserten Anbindung des 
Gewerbegebietes asphaltiert und im Bereich unterhalb des Flurstücks Fl.Nr. 94 ausgebaut. Die derzeit durch 
das Projektgebiet verlaufende 20-kV-Mittelspannungsfreileitung soll zurückgebaut und ersatzweise als 
Erdkabel entlang der Wege verlegt werden. 
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D) Flächenverteilung 

Überschlägige Ermittlung der Brutto- und Nettofläche 
Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches 28.704 m², 
davon 
 
- Bereich innerhalb der Baugrenzen ca. 20.821 m² 
- Straße (Planung) ca. 84 m² 
- Straße (Bestand) ca. 1.768 m² 
- private Freifläche ca. 1.977 m² 
- Extensives Grünland ca. 942 m² 
- interne Ausgleichsfläche ca. 3.112 m² 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich ca. 28.704 m² 

E) Sonstiges 

Erschließung 

Der Standort für die geplanten gewerblichen Flächen zeichnet sich durch eine ausgesprochen 
verkehrsgünstige Lage aus. Die Erschließung erfolgt von Süden her über die bereits bestehende Straße 
Wasserbruck bzw. über die von Ost nach West verlaufende Mühlenstraße. Die interne Erschließung wird 
über eine beidseitig befahrbare Stichstraße gewährleistet. Der geschotterte Weg zwischen Ecke 
Mühlenstraße/Wasserbruck und Weiherstraße wird entsprechend asphaltiert und im Bereich unterhalb des 
Flurstücks Fl.Nr. 94 für eine beidseitige Befahrung ausgebaut. Somit stellen die Rahmenbedingungen eine 
ideale Voraussetzung für die Erschließung des künftigen Planungsgebietes dar. 
 
Immissionsschutz 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ werden die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Erweiterung der bereits bestehenden und nahezu vollständig bebauten 
Gewerbegebietsflächen im Ortsteil Weixerau nördlich der B 11 geschaffen. Die Art der baulichen Nutzung 
wird als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt. Die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter wird ausnahmsweise zugelassen. 
Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen insbesondere die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Der Schallschutz wird dabei 
durch die im Beiblatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ für die unterschiedlichen 
Gebietsarten genannten Orientierungswerte konkretisiert. Deren Einhaltung oder Unterschreitung an 
schutzbedürftigen Nutzungen (z.B. Bauflächen, Baugebiete, sonstige Flächen) ist wünschenswert, um die 
mit der Eigenart des jeweiligen Baugebiets/der jeweiligen Baufläche verbundene Erwartung auf 
angemessenen Schutz vor Lärmbelastung zu erfüllen. Für Gewerbelärm wird in Ergänzung zur DIN 18005 
die „Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA Lärm) als fachlich fundierte Erkenntnisquelle zur 
Bewertung der Lärmimmissionen herangezogen. 
In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und in 
Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oftmals nicht einhalten. Wo im Bauleitplanverfahren von 
den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte möglichst ein 
Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen vorgesehen werden. 
Als wichtiges Indiz für die Notwendigkeit von Schallschutzmaßnahmen durch Verkehrslärmimmissionen 
können zudem die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) 
herangezogen werden, die in der Regel um 4 dB(A) höher liegen, als die im Beiblatt 1 zu Teil 1 der 
DIN 18005 für die verschiedenen Gebietsarten genannten Orientierungswerte. Sie sind beim Neubau und 
der wesentlichen Änderung von öffentlichen Verkehrswegen rechtsverbindlich zu beachten. 
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Übersicht Beurteilungsgrundlagen (Angaben in dB(A)) 

Anwendungs- 
bereich 

Städtebauliche Planung 
(Bauleitpläne) 

Neubau/Änderung von 
Verkehrswegen 

Gewerbelärm 
(Anlagen/Betrieb) 

Vorschrift 
DIN 18005 Teil 1, Bei-
blatt 1, Ausgabe 2002 

16.BImSchV 
Ausgabe 1990/2014 

TA Lärm (1998, letzte 
Änderung 6/2017) 

Nutzung 
Orientierungswert Immissionsgrenzwert Immissionsrichtwert 
Tag Nacht* Tag Nacht Tag Nacht 

Allg. Wohngebiete 55 45 (40) 59 49 55 40 

Misch-/Dorfgebiete 60 50 (45) 64 54 60 45 

Gewerbegebiete 65 55 (50) 69 59 65 50 

(): ........... Der in Klammern angegebene, niedrigere Wert gilt für Geräuscheinwirkungen durch Gewerbelärm. 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde durch die C. Hentschel Consult Ing.-GmbH aus Freising 
mit Datum vom 18.11.2022 eine schalltechnische Untersuchung erstellt (Projektnummer: 2606-2022 / 
V02). Darin wurden zum einen maximal zulässige Geräuschemissionskontingente LEK nach 
DIN 45691:2006-12 unter Berücksichtigung der Geräuschvorbelastung berechnet und zum anderen die auf 
das geplante Gewerbegebiet einwirkenden Immissionsbelastungen aus den bereits ausgewiesenen 
Gewerbe- und Sondergebieten im Planungsumfeld sowie aus dem Straßenverkehr auf der südlich 
verlaufenden B 11 berechnet und beurteilt. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 
• Geräuschkontingentierung 

Für die beiden Teilflächen des Gewerbegebiets wurden maximal zulässige Emissionskontingente nach 
den Vorgaben der DIN 45691:2006-12 ermittelt und zur Festsetzung empfohlen. Die Festlegung solcher 
Geräuschkontingente bedeutet, dass jeder Betrieb geeignete technische und/oder organisatorische 
Maßnahmen treffen muss, sodass die allein von seinen Anlagen - einschließlich dem Verkehr auf dem 
Werksgelände - in seinem Einwirkungsbereich außerhalb des Gewerbegebiets verursachten Geräusche 
keine höheren Beurteilungspegel erzeugen, als bei ungehinderter Schallausbreitung mit dem 
Geräuschkontingent abgestrahlt würden. Der Nachweis muss mit dem Bauantrag eingereicht werden. 
Die Emissionskontingente wurden unter Berücksichtigung der Lärmvorbelastung durch die bereits 
ausgewiesenen Gewerbe- und Sondergebiete im Untersuchungsraum sowie unter Freihaltung 
angemessener Pegelreserven für die Vorhalteflächen im Südwesten und Nordosten der Planung, die 
gemäß der Darstellung im Flächennutzungsplan langfristig ebenfalls einer Nutzung als Gewerbegebiet 
zugeführt werden sollen, ermittelt. 
Die verfügbaren Planwerte von 54 dB(A) tags und 39 dB(A) nachts wurden an keinem der 
maßgeblichen Immissionsorte in Anspruch genommen. Um angemessene Pegelreserven für die 
langfristig zusätzlich geplanten Gewerbegebietsflächen im Südwesten und Nordosten der Planung 
freizuhalten, wurde die Kontingentierung auf eine Richtwertunterschreitung um 15 dB(A) während der 
Tagzeit und um 10 dB(A) in der Nachtzeit ausgelegt. 
Nach der einschlägigen Rechtsprechung zu Geräuschkontingentierungen muss es in einem intern 
gegliederten Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschränkung 
geben, damit sich dort jeder nach § 8 BauNVO zulässige Betrieb ansiedeln kann und demnach die 
Zweckbestimmung des Gebiets gewahrt wird. Diese Bedingung wird mit Tagkontingenten von 62 bzw. 
64 dB(A)/m² und Nachtkontingenten von 52 bzw. 54 dB(A)/m² für beide Parzellen des Gebiets erfüllt. 
Eine baugebietsübergreifende Gliederung ist nicht notwendig. 

• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch Gewerbe 
Bei einer vollständigen Ausschöpfung der festgesetzten bzw. als zulässig ermittelten 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel bzw. Emissionskontingente auf den 
bestehenden Gewerbe- und Sondergebietsflächen zum einen und auf den gewerblichen Vorhalteflächen 
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zum anderen ist an den nächstgelegenen Baugrenzen mit Immissionsbelastungen von maximal 
62 dB(A) tags und 47 dB(A) nachts zu rechnen. Die in einem Gewerbegebiet zulässigen Orientierungs- 
bzw. Immissionsrichtwerte von 65/50 dB(A) tags/nachts werden innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen eingehalten. Demnach sind keine Maßnahmen zum Schutz der künftig möglichen 
Nutzungen (z.B. Betriebswohnungen, Gebäude mit Büroräumen oder sonstigen schutzbedürftigen 
Arbeitsräumen) vor Gewerbelärm notwendig. 

• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch den Verkehr auf der B 11 
Die Berechnungen wurden gemäß den Vorgaben der „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen – 
RLS 19“ bei freier Schallausbreitung (ohne Berücksichtigung der Abschirmwirkung der im Gebiet 
geplanten Gebäude) durchgeführt. Als Grundlage wurden diejenigen Verkehrsbelastungen verwendet, 
die im Verkehrsmengen-Atlas Bayern an den relevanten Zählstellen der B 11 für das Analysejahr 2015 
angegeben sind und unter Berücksichtigung einer Verkehrszunahme von 20 % bei stagnierenden Lkw-
Anteilen auf das Prognosejahr 2035 hochgerechnet wurden. Die Immissionsbelastungen liegen bei 
maximal 55 dB(A) tags und 47 dB(A) nachts. Die Orientierungswerte von 65/55 dB(A) tags/nachts 
werden flächendeckend unterschritten. 
Es wurde empfohlen, ein Gesamtbauschalldämm-Maß R´w,ges von mindestens 39 dB für 
Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume etc. 
und von mindestens 34 dB für Büroräume und sonstige schutzbedürftigen Arbeitsräume festzulegen. 
Im Hinblick auf die zu erwartenden Immissionsbelastungen aus Gewerbelärm wurde außerdem 
vorgeschlagen, den generellen Einbau einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung für 
Betriebswohnungen als Hinweis in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

 
Wasserwirtschaft 

Wasserversorgung 
Die Trinkwasserversorgung des Gewerbegebietes erfolgt durch den Zweckverband Wasserversorgung 
Isar-Vils. Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage kann als gesichert angesehen 
werden. Die voraussichtliche Bedarfsmenge sowie die Festlegung der Übergabeeinrichtung sind mit der 
Gemeinde Eching i.Ndb. abzustimmen. 
 
Oberflächenwasser 
Das anfallende unverschmutzte Oberflächenwasser soll nach Möglichkeit vor Ort flächenhaft über eine 
geeignete Oberbodenschicht versickert werden. Dies kann genehmigungsfrei geschehen, insofern die 
Voraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) erfüllt und die Vorgaben der 
zugehörigen Technischen Regel (TRENGW) eingehalten werden.  
Andernfalls muss zu Erschließungsbeginn die wasserrechtliche Genehmigung für die 
Niederschlagswasserbeseitigung vorliegen. Das notwendige wasserrechtliche Verfahren ist entsprechend 
frühzeitig einzuleiten 
 
Oberflächengewässer 
Nördlich des Geltungsbereiches verläuft die Kleine Sempt, ein Gewässer 2. Ordnung. Innerhalb des 
Geltungsbereichs befinden sich keine Oberflächengewässer. 
 
Abwasserbeseitigung 
Das anfallende Schmutzwasser wird über die bestehende Kanalisation der Kläranlage Weixerau, die von 
der Gemeinde Eching betrieben und unterhalten wird zugeführt. Da am Standort Personal voraussichtlich 
nur temporär vor Ort sein wird, ist mit einem Einwohnerwert (EW) von 10 zu rechnen. Die Satzung tritt erst 
in Kraft, wenn die Erweiterung der Kläranlage abgeschlossen ist. 

 
Altlasten 

Der Gemeinde Eching i.Ndb. sind keine Altlasten bekannt. 
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Bodendenkmalpflege 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich laut dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege kein Bodendenkmal. Unmittelbar nördlich des Geltungsbereichs grenzt ein Bodendenkmal 
an (Aktennummer D-2-7538-0079). Südwestlich des Geltungsbereiches gelegen befindet sich ein weiteres 
Bodendenkmal (Aktennummer D-2-7538-0078). 
 
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der 
zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 
 
Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung ist auf Landkreisebene zentral geregelt und ist als gesichert zu betrachten. Die 
Abfallsammelbehälter müssen für die Sammelfahrzeuge auf anfahrbaren, öffentlichen Straßen bereitgestellt 
werden. 
 
Energieversorgung 

Die elektrische Versorgung erfolgt durch die Bayernwerk AG (ehemals E.ON Bayern AG) mit Hauptsitz in 
Regensburg und kann als gesichert betrachtet werden. Da in Gewerbegebieten der tatsächliche Bedarf 
vorab schwer abzuschätzen ist, müssen evtl. zusätzlich notwendige Trafostationen vom 
Grundstückseigentümer bzw. jeweiligen Gewerbetreibenden in Abstimmung mit dem 
Energieversorgungsunternehmen zum Zeitpunkt der Objektplanung festgelegt werden. 

F) Grünordnung 

Die grünordnerischen Gestaltungsziele umfassen im Wesentlichen folgende Schwerpunkte: 
 

• Entwicklung eines Gehölzsaums mit extensivem Grünland auf einem 10 m breiten Streifen entlang 
des südlichen Ufers der Kleinen Sempt als Pufferzone zwischen Gewässer bzw. Biotopfläche und 
Gewerbegebiet. 

 
• Zur Einbindung in die umgebende Landschaft werden die Gebäudeanlagen entsprechend den 

Festsetzungen eingegrünt. 
 
• Die Baugrundstücke werden entsprechend den Festsetzungen durchgrünt. 
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G.1 Einleitung 

G.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtige Ziele des B-Plans 

Ziel des Bebauungsplans ist die gewerbliche Entwicklung in der Gemeinde Eching i.Ndb. durch einen 
weiteren Abschnitt des bereits bestehenden Gewerbegebiets „GE-Hanselmühle I“ bzw. „GE-
Hanselmühle Point“ im Westen der Gemeinde. Das Gewerbegebiet soll im Qualitätsstandard „Öko-
Plus-Gewerbegebiet" entwickelt werden. 
 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Fl.Nrn. 94, 86/6, 86/1 (Teilfläche) und 81/3 (Teilfläche) 
der Gemarkung Berghofen, Gemeinde Eching i.Ndb. Das Flurstück mit der Fl.Nr. 94 wird derzeit 
intensiv landwirtschaftlich genutzt, südlich angrenzend verläuft ein geschotterter Weg (Fl.Nr. 86/6, 
86/1 (Teilfläche), 81/3 (Teilfläche). Das Gebiet ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) der 
Gemeinde Eching i. Ndb. als Gewerbegebiet (GE) dargestellt. 

G.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
umweltrelevanten Ziele und ihre Berücksichtigung 

Es wurden die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie das Baugesetzbuch, die 
Naturschutzgesetze, der Immissionsschutz-Gesetzgebung und die Abfall- und Wassergesetzgebung 
berücksichtigt. 
 
Grundlage ist bei der Umsetzung bzw. der verbindlichen Bauleitplanung die Arbeitshilfe „Leitfaden 
Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen, 2. erweiterte Auflage Januar 2003 zur Eingriffsregelung. 

G.2 Artenschutzrechtlicher Beitrag 

Das Planungsgebiet wird künftig gewerblich genutzt. Im Osten sowie im Süden schließen die bereits 
bestehenden Gewerbegebiete „GE-Hanselmühle I“ bzw. „GE-Hanselmühle Point“ an. Nördlich an den 
Geltungsbereich grenzt die Kleine Sempt, ein Gewässer 2. Ordnung, deren Ufervegetation gemäß der 
Biotopkartierung Bayern als Biotopfläche gekennzeichnet ist. Dieser Bereich wird von der Planung nicht 
tangiert. Die Fläche, die für die gewerbliche Nutzung vorgesehen ist, hat derzeit keine besondere Wertigkeit 
als Lebensraum für Pflanzen und Tiere, da der Bereich intensiv ackerbaulich genutzt wird. Ebenso trifft dies 
auf den im südlichen Geltungsbereich gelegenen, zur Asphaltierung vorgesehenen geschotterten Weg zu. 
 
Insgesamt gesehen beinhalten die für das Gewerbegebiet vorgesehenen Bereiche aufgrund der 
homogenen, landwirtschaftlich intensiv genutzten Fläche wenige bis keine höherwertigen 
Lebensraumvoraussetzungen. Im Folgenden werden die als planungsrelevant beurteilten Tierarten auf eine 
potenzielle Verwirklichung von Verbotstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG geprüft. 
 
Säugetiere 

Durch die Erfassung der Strukturausstattung des Gebietes lassen sich Aussagen hinsichtlich der 
Habitatqualität des Gebietes und der Eignung als nutzbarer Lebensraum für Säugetierarten ableiten. 
Prüfungsrelevante Arten wie Fledermäuse oder der Biber finden im Planungsgebiet keine geeigneten 
Lebensräume. Eine Beeinträchtigung dieser Arten ist daher durch die Planung nicht zu erwarten. 
 
Tötungs- und Verletzungs- sowie Störungs- oder Schädigungsverbotstatbestände können für diese Arten 
mit ausreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Weitere gemeinschaftsrechtlich geschützte 
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Säugetierarten sind aufgrund ihrer Lebensraumansprüche bzw. ihrer Verbreitung in Bayern im 
Einflussbereich des Vorhabens nicht zu erwarten. 
Reptilien 

Der Bereich innerhalb der Baugrenzen hat keine Lebensraumeignung für Reptilien. Potentielle Lebensräume 
für beispielsweise die Zauneidechse sind Grenz- und Übergangsbereiche wie beispielsweise Randbereiche 
von Verkehrswegen. Aufgrund der fehlenden strukturellen Vielfalt und des dichten Bewuchses entlang des 
geschotterten Weges kann jedoch auch in diesem Bereich von einer geringen Habitateignung für Reptilien 
ausgegangen werden. Damit kann eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos, die Beeinträchtigung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten sowie eine gravierende Störung von Reptilien gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 
3 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 
Amphibien 

Das Planungsgebiet hat bisher innerhalb der Baugrenzen keine Lebensraumeignung für Amphibien. Die 
nördlich an den Geltungsbereich angrenzende Kleine Sempt kann aufgrund ihrer Dynamik als Lebensraum 
für Amphibien ausgeschlossen werden. Ohnehin wird in den Bereich entlang des Fließgewässers nicht 
eingegriffen. Eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos, die Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten sowie eine gravierende Störung von Amphibien gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG kann 
deshalb ausgeschlossen werden. 
 
Schmetterlinge 

Das Planungsgebiet weist keinerlei Lebensraumeignung für Schmetterlinge auf. Eine signifikante Erhöhung 
des Tötungsrisikos, die Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten sowie eine gravierende 
Störung gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG kann deshalb ausgeschlossen werden. 
 
Vögel 

Zur Beurteilung der potentiell artenschutzrechtlich relevanten Auswirkungen wird der mögliche 
Brutvogelbestand herangezogen, der aufgrund der gegebenen Lebensraumausstattung im Wirkraum des 
geplanten Vorhabens vorhanden sein kann. 
 
Das Hauptaugenmerk in der vorliegenden Prüfung wurde auf die Vogelarten gelegt, die in den entstehenden 
Offenlandbereichen brüten, sprich typische Feldvogelarten wie beispielsweise die Feldlerche. Das Potential 
der Habitateignung im Vorhabengebiet kann jedoch durch die direkt angrenzenden, gewerblich genutzten 
Bereiche sowie durch die Gehölzbestände im Norden und der damit verbundenen Kulissenwirkung 
weitestgehend ausgeschlossen werden. Die angrenzenden Strukturen führen somit zu ungünstigen 
Lebensraumvoraussetzungen für bodenbrütende Feldvogelarten. Unter Betracht der genannten Punkte kann 
eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos, die Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
sowie eine gravierende Störung gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 
Für häufige Vogelarten, die Teilbereiche des Untersuchungsgebietes als Nahrungssuchraum nutzen, 
können unter Berücksichtigung der vorhandenen Vorbelastungen durch die ackerbauliche Nutzung sowie 
der gewerblichen Nutzung der umgebenden Bereiche, gravierende Beeinträchtigungen durch Lärm 
ausgeschlossen werden. Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG sind für 
diese Vogelarten aufgrund ihrer noch weiten Verbreitung bzw. aufgrund der Vorbelastungen im Gebiet nicht 
zu erwarten. Somit lassen sich Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG vermeiden, 
bzw. treten nicht ein. 
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G.3 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ und betrachtet die Auswirkungen des 
Gewerbegebietes. Dabei werden vier Stufen unterschieden: keine, geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. 
 
Naturraum 

Das Untersuchungsgebiet liegt in der naturräumlichen Haupteinheit (nach Ssymank) „Unterbayerisches 
Hügelland und Isar-Inn-Schotterplatten“ (D65) sowie nachgeordnet in der Untereinheit (nach 
Meynen/Schmithüsen et al.) „Münchener Ebene“ (051). 
 
Schutzgut Boden 

Die Münchener (Schotter-)Ebene ist ein über mehrere Eiszeiten entstandener Sander. Das oberflächennahe 
geologische Ausgangsmaterial der Münchener Ebene besteht im Wesentlichen aus Kalkschotter 
(Niederterrassenschotter). Die eiszeitlichen Schotter liegen den grundwasserstauenden Sedimenten der 
Oberen Süßwassermolasse auf, die lokal als Flinz (Flinzsande, Flinzmergel) bezeichnet werden. 
 
Gemäß der Übersichtsbodenkarte Bayern (1:25.000) herrscht im nördlichen Geltungsbereich fast 
ausschließlich kalkhaltiger Gley aus Schluff bis Lehm (Flussmergel oder Alm) über Carbonatsandkies 
(Schotter) und im südlichen Teil fast ausschließlich humusreiche Pararendzina aus Carbonatsandkies bis 
-schluffkies (Schotter), gering verbreitet mit flacher Flussmergeldecke, vor. Die Böden sind durch die 
intensive landwirtschaftliche Nutzung anthropogen stark überprägt. 
 
Es ist davon auszugehen, dass durch die geplante gewerbliche Nutzung keine nennenswerten 
betriebsbedingten Belastungen entstehen. Bau- und anlagenbedingt ist aufgrund der Eingriffsschwere in 
das Bodengefüge sowie der darauffolgenden Versiegelung der Flächen mit Umweltauswirkungen von 
mittlerer Erheblichkeit zu rechnen. Vermeidungsmaßnahmen minimieren die erheblichen Auswirkungen des 
Eingriffs. 
 
Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer fehlen im Geltungsbereich des Bebauungsplans. Nördlich gelegen - direkt 
angrenzend an das Planungsgebiet – verläuft das Fließgewässer Kleine Sempt, ein Gewässer 2. Ordnung. 
Der Grenzbereich des Geltungsbereiches in Richtung des Fließgewässers bleibt vom Vorhaben unberührt 
und erhält zum Gewerbegebiet hin eine Ausgleichsfläche, die als Puffer zwischen diesem und dem 
Fließgewässer fungiert. Wasserrechtliche Schutzgebiete fehlten innerhalb des Geltungsbereiches. Eine 
Hochwassergefahrfläche (HQ100) befindet sich östlich im Bereich des Bebauungsplanes 
„GE-Hanselmühle Point“. 
 
Mit einer Gefährdung des Grundwassers durch die beschriebene Nutzung als Gewerbegebiet ist nicht zu 
rechnen, jedoch nicht völlig auszuschließen. Da ein gebietsspezifisches Bodengutachten mit Messungen 
zum genauen Grundwasserstand nicht vorliegt, werden allgemeine Aussagen zum vermuteten 
Grundwasserstand aus den geologischen Verhältnissen und der Begründung zum Bebauungsplan 
„GE-Hanselmühle I“ abgeleitet. Das Vorkommen von Gley, ein von Grundwasser geprägter Boden, deutet 
auf einen hohen Grundwasserstand im Planungsgebiet hin. Laut der Begründung zum Bebauungsplan 
„GE-Hanselmühle I“ liegt der Grundwasserspiegel ca. 1,5 bis 2,0 m unter der Geländeoberkante (GOK). 
Aus den Erfahrungswerten der benachbarten Gewerbegebiete lässt sich annehmen, dass der 
Grundwasserflurabstand etwa 2,0 bis 2,5 m beträgt. Bei Hochwasser der nördlich verlaufenden Isar kann 
dieser auch geringer ausfallen. 
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Aufgrund des geringen Grundwasserflurabstand sind baubedingt Umweltauswirkungen mittlerer 
Erheblichkeit zu erwarten. Anlagen- und betriebsbedingt ist mit einer geringen Erheblichkeit für das 
Schutzgut Wasser zu rechnen. 
 
Schutzgut Klima/Luft 

Im Projektgebiet herrscht feuchtgemäßigtes Klima mit warmen Sommern. Die mittlere jährliche 
Niederschlagssumme beträgt ca. 982 mm, die Temperaturmittelwerte liegen im Januar bei 0,1 °C, im Juli 
bei 19,4 °C, im Jahresmittel bei 9,8 °C. Klimatisch liegt das Projektgebiet im Übergangsbereich von mäßig 
feuchtem, sommerwarmen Kerngebiet Niederbayerns zum kühlfeuchten Alpenvorland. 
 
Das Untersuchungsgebiet hat insgesamt kaum eine Bedeutung für das Schutzgut Klima/Luft. Im 
Zusammenhang mit dem Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingt keine erheblichen 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft zu erwarten. 
 
Schutzgut Arten und Lebensräume 

Die für die gewerbliche Nutzung vorgesehene Fläche wurde bisher intensiv ackerbaulich genutzt und weist 
aufgrund ihrer Strukturarmut eine geringe ökologische Wertigkeit auf. Im nördlichen Grenzbereich des 
Geltungsbereiches mäandriert die Kleine Sempt, deren Ufervegetation als amtlich kartierte Biotopfläche 
(Biotopteilflächennummer 7538-0053-002, Bezeichnung „Ufervegetation entlang der Kleinen Sempt 
zwischen dem Anwesen Sempt und Weixerau“) festgesetzt ist. Innerhalb und im unmittelbaren Umgriff des 
Geltungsbereiches befinden sich keine weiteren Schutzgebiete. 
 
Prinzipiell ist mit dem Vorhaben ein Verlust von Lebensraum verbunden. Bedeutsame Beeinträchtigungen 
von Flora und Fauna bleiben jedoch aus, da die Fläche - bis auf Ausnahme des Bereiches entlang der 
Kleinen Sempt – bezüglich des Biotopwertes und Artenausstattung überwiegend als geringwertig eingestuft 
werden kann. Insgesamt bedingt das Vorhaben somit nur geringe Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Arten und Lebensräume. Betriebsbedingt sind keine nennenswerten Umweltauswirkungen zu erwarten. 
Lediglich bau- und anlagenbedingt ist mit Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit zu rechnen. 
 
Schutzgut Landschaftsbild 

Das Planungsgebiet erscheint aufgrund seiner Nachbarschaft zu den bereits bestehenden 
Gewerbegebietsteilen und der Nähe zu den vorhanden Stromtrassen im Hinblick auf die Bedeutung für das 
Schutzgut Landschaftsbild als ein bereits vorbelasteter Standort. Visuelle Beeinträchtigungen ergeben sich 
durch die 110-kV-Hochspannungsfreileitung und die direkt durch das Projektgebiet verlaufende 20-kV-
Mittelspannungsfreileitung, der ausgeräumten Agrarlandschaft in westlicher Richtung sowie die 
heterogenen Bauformen (gewerbliche Gebäudlichkeiten) auf den angrenzenden 
Gewerbegebietsgrundstücken im Osten sowie im Süden. Positiv hervorzuheben sind lediglich die 
Vegetationsstrukturen entlang der Kleinen Sempt nördlich des Geltungsbereiches. 
 
Somit kommt es durch die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes zu keiner gravierenden 
Verschlechterung des Landschaftsbildes, zumal das Gewässerbegleitgehölz der Kleinen Sempt in keiner 
Weise von der Planung beeinträchtigt wird. Insgesamt sind die bau-, anlage- und betriebsbedingten 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild daher als gering einzustufen. 
 
Schutzgut Mensch (Erholung) 

Das Planungsgebiet hat aufgrund der derzeit intensiv landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche und den 
umgebenden Gewerbegebietsteilen keine Bedeutung für die Erholungsnutzung. Es entstehen somit durch 
die vorgelegte Planung keine nachteiligen Auswirkungen im Bereich der landschaftsgebunden 
Erholungsfunktion. 
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Schutzgut Mensch (Immissionen) 

Den nächstgelegenen Immissionsort stellt die Wohnbebauung (Fl.Nr. 96/7, 96/6 und 96/2 der Gemarkung 
Berghofen, Gemeinde Eching i.Ndb.) nordöstlich des Planungsgebietes dar. Aufgrund der 
Lärmvorbelastung durch die bereits bestehenden Gewerbegebiete „GE-Hanselmühle I“ bzw. 
„GE-Hanselmühle Point“, der von Ost nach West verlaufenden Mühlenstraße mit Verkehrslärm sowie der 
landwirtschaftlichen Flächen in östlicher Richtung, bei denen zeitweise mit Lärm-, Staub- und 
Geruchsemissionen zu rechnen ist, sind die Umweltauswirkungen, verursacht durch das geplante 
Gewerbegebiet, als gering anzusehen.  
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes „GE Mühlenstraße" durch die Gemeinde Eching hat die 
Ingenieurgesellschaft „C. Hentschel Consult Ingenieurgesellschaft mbH", Oberer Graben 3a, 85354 
Freising mit Datum vom 12.08.2022 ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Genaue Details sind dem 
beigefügten Gutachten sowie der Begründung unter Punkt C) Geplante bauliche Nutzung zu entnehmen. 
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Hinweise auf Kultur- und Sachgüter bzw. Bodendenkmäler liegen laut dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege im Projektgebiet nicht vor. Unmittelbar nördlich des Geltungsbereichs grenzt ein 
Bodendenkmal an (Aktennummer D-2-7538-0079, „Siedlung und verebnete Gräben vor- und 
frühgeschichtlicher Zeitstellung). Südwestlich des Geltungsbereiches gelegen befindet sich ein weiteres 
Bodendenkmal (Aktennummer D-2-7538-0078, „Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung, u.a. der 
Urnenfelderzeit“). Aufgrund der Nähe bestehender Bodendenkmäler ist lediglich baubedingt mit geringen 
Umweltauswirkungen zu rechnen. 
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G.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung 

Die Fläche würde bei Nichtdurchführung des Vorhabens weiterhin als landwirtschaftliche Nutzfläche 
bestehen bleiben. Die Möglichkeit zur Verbesserung der Standortvoraussetzungen für leistungsfähige kleine 
und mittelständische Betriebe bliebe aus. Zudem könnten die grünordnerischen Maßnahmen im Gebiet 
nicht umgesetzt werden. 

G.5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
einschließlich der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 

G.5.1 Vermeidungsmaßnahmen bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter 

Schutzgut Boden 

• Vermeidung von Bodenkontamination und nicht standortgerechten Bodenveränderungen 
• Schutz vor Erosion oder Bodenverdichtung 

 
Schutzgut Wasser 

• Zur Unterstützung des natürlichen Wasserkreislaufes soll das anfallende 
Niederschlagswasser vor Ort versickert werden. 

 
Schutzgut Arten und Lebensräume 

• Verwendung von autochthonem Saat- und Pflanzgut für die Anlage der internen Grün- und 
Ausgleichsflächen 

• Erhaltung und Sicherung von Bereichen mit besonderer Bedeutung für das Schutzgut Arten 
und Lebensräume 

• Bündelung von Versorgungsleitungen und Wegen 
• Die Außenbeleuchtung ist mit UV-armen Leuchtmitteln auszustatten 

 
Schutzgut Landschaft 

• Ein-/ Durchgrünungsmaßnahmen 

G.5.2 Naturschutzfachlicher Eingriff und Ausgleich 

Da durch den Bebauungsplan Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, ist nach 
§ 18 BNatSchG über die Vermeidung und den Ausgleich nach den Vorschriften des § 1 und 
1a BauGB zu entscheiden. Die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur 
und Landschaft sind danach in der Abwägung zu berücksichtigen; der Ausgleich ist innerhalb der 
durch § 1a Abs. 3 BauGB zur Verfügung stehenden Möglichkeiten im Rahmen der Satzung zu regeln. 
Die Umsetzung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung für das gegenständliche 
Bebauungsplanverfahren erfolgt anhand des bayerischen Verfahrens „Bauen im Einklang mit Natur 
und Landschaft“ (BStMLU, 2. Auflage, Januar 2003). 

G.5.3 Vereinfachte Vorgehensweise nach Ziffer 3.1 des Leitfadens 

Die vereinfachte Vorgehensweise entsprechend Ziffer 3.1 des Leitfadens ist bei dem 
gegenständlichen Bebauungsplan nicht anwendbar, da es sich um kein reines oder allgemeines 
Wohngebiet handelt. Somit kommt das Regelverfahren nach Ziffer 3.2 zur Anwendung. 
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G.5.4 Regelverfahren nach Ziffer 3.2 des Leitfadens 

Einstufung des Plangebietes vor Bebauung (Bestandsbeurteilung): 

Der Untersuchungsraum kann hier auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Größe 
28.704 m²) beschränkt bleiben, da vorhabenbezogene oder schutzgebietsspezifische 
Beeinträchtigungen über den Geltungsbereich hinaus nicht zu erwarten sind (siehe Kapitel G.3). 
 
Ergebnis: 

Das Plangebiet ist hinsichtlich der vorherrschenden Bedeutung als Fläche geringer Bedeutung für 
Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie I) einzustufen. 
 
 
Auswirkungen des Eingriffs 

Das Planungsgebiet mit einer Größe von 28.704 m² setzt sich wie folgt zusammen: 
 
Bestehende Flächennutzung Fläche in m² 
 
- geschotterter Weg / Straße ca.   1.768 m² 
- intensiv ackerbaulich genutzte Fläche ca. 26.936 m² 
Gesamtfläche ca. 28.704 m² 
 
 
Die Eingriffsfläche ist entsprechend der Eingriffsintensität der Planung wie folgt zuzuordnen: 
 
GE - Flächen mit hohem Versiegelungs- / Nutzungsgrad (Typ A I) 
 
Die zulässigen Eingriffe in dem geplanten Baufeld werden gemeinsam ermittelt und sollen dann 
durch entsprechende Grün- bzw. Ausgleichsflächen ausgeglichen werden. Insgesamt reduziert sich 
der Eingriffsbereich hinsichtlich seiner Beeinträchtigungen auf eine Fläche von 20.402 m². 
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Tab. 1: Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 

 

Nutzung  Fläche  Faktor nach 
Leitfaden 

Ausgleichserfordernis/ 
-fläche 

       

Eingriffsfläche      

GE 1 Baufenster (ohne private 
Freifläche) 

18.589 m² 0,35 6.506 m² 

GE 2 Baufenster (ohne private 
Freifläche) 

2.232 m² 0,35 781 m² 

Straße    84 m² 0,35 29 m² 

Eingriffsfläche gesamt 20.905 m²  7.317 m² 
       

Bestandsfläche      

GE 1 private Freifläche 1.271 m²    

GE 2 private Freifläche 664 m²    

Extensives Grünland 942 m²    

private Freifläche 42 m²    

Straße   1.768 m²    

Bestandsfläche gesamt 4.687 m²    

       

Ausgleichsfläche intern      

Extensives Grünland 193 m² 1,00 193 m² 
Gehölzufersaum mit extensivem 
Grünland 

2.919 m² 1,00 2.919 m² 

Ausgleichsfläche intern gesamt 3.112 m²  3.112 m² 

           

Gesamtfläche Geltungsbereich 28.704 m²    

       

Ausgleichsfläche extern      

Ökokonto Haunwang, Fl.Nr. 1888/2 3.003 m² 1,40 4.205 m² 

Ausgleichsfläche extern gesamt    4.205 m² 
       

Ausgleichsflächen gesamt    7.317 m² 
       

Ausgleichsflächenbilanz    + 0 m² 
 
Festlegung des Kompensationsfaktors 

Kategorie I / Gebietstyp A – Spanne der Kompensationsfaktoren 0,3 bis 0,6: 
Aufgrund der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzfläche erscheint im Bereich des Gebietstyps B 
der Kompensationsfaktor 0,35 gerechtfertigt. 
 
Ergebnis: 

Nach den Ermittlungsgrundsätzen des Regelverfahrens ist aus fachlicher Sicht eine 
Ausgleichsfläche von 7.317 m² für das gegenständliche Bebauungsplanverfahren erforderlich, 
die insoweit in die Abwägungsentscheidung einzustellen ist.  
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Maßnahmen und Standort des Ausgleichs 

Der naturschutzrechtliche Ausgleich für das gegenständliche Satzungsverfahren erfolgt durch 
folgende Maßnahmen: 
 
Entwicklungsziele 

Auf der internen Ausgleichsfläche (Teilfläche der Fl.Nr. 94, Gemarkung Berghofen, Gemeinde 
Eching i.Ndb.) soll ein Gehölzufersaum mit extensivem Grünland hergestellt werden.  
Der externe Ausgleich erfolgt auf dem Ökokonto Haunwang, Gemarkung Haunwang, auf der 
Fl.Nr. 1888/2. Das bestehende Ökokonto hat eine tatsächliche Größe von 14.340 m². Aufgrund der 
vielfältigen Maßnahme wurde für die Gesamtfläche ein Aufwertungsfaktor von 1,4 angesetzt. Durch 
die Aufwertungsfaktoren von 1,4 ergibt sich eine rechnerische Größe von 20.076 m². Davon wurden 
9.377 m² für das Deckblatt Nr. 03 zum Bebauungs- und Grünordnungsplan "GE Haselfurth" 
beansprucht. Für den Bebauungsplan „GE Mühlenstraße“ werden 4.205 m² beansprucht. Es 
verbleibt somit eine rechnerische Restfläche von 6.494 m² am Ökokonto. Diese rechnerische 
Restfläche entspricht einer tatsächlichen Fläche von 4.639 m². 
 
Aufwertungsmaßnahmen 

Der Uferrandstreifen der Kleinen Sempt, der derzeit landwirtschaftlich genutzt wird, soll in einen 
Gehölzufersaum mit extensivem Grünland überführt werden zur Verbesserung der Gewässerstruktur.  
Die Fläche hat eine Größe von 2.919 m² (Anrechnungsfaktor 1,0). Außerdem soll auf 193 m² 
extensives Grünland im Westen des geplanten GE 1 im Anschluss an den geplanten Uferrandstreifen 
entwickelt werden.  
Die Ansaat wird ausschließlich mit autochthonem Saatgut (z. B. zertifiziertes Regio-Saatgut) 
durchgeführt. Pflege der Fläche: 1- bis 2-schürige Mahd (erste Mahd ab 15.6.) mit Abfuhr des 
Mähguts. Auf der Fläche wird auf Düngung und auf Pflanzenschutzmittel verzichtet. 
Weitere Gewässerstrukturmaßnahmen an der Semptschleife sind von Seite der Gemeinde, auch im 
Hinblick auf das Ökokonto, durchaus vorstellbar. Diese sollen im Anschluss bzw. außerhalb des 
Bauleitplanverfahrens gemeinsam mit der Wasserwirtschaftsverwaltung besprochen und geplant 
werden. 
 

 
Zusammenfassung 

Mit den festgelegten Maßnahmen innerhalb der Ausgleichsfläche erfolgt jeweils die erforderliche 
Aufwertung von Kategorie I (Gebiete geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild, 
oberer Wert: Ackerflächen bzw. Grünlandflächen) in Kategorie II (Gebiete mittlerer Bedeutung für 
Naturhaushalt und Landschaftsbild, oberer Wert: artenreiches oder extensiv genutztes Grünland 
(magere/feuchte Wiesen und Weiden)). 
Für die Ausgleichsfläche wird ein Aufwertungsfaktor von 1,0 unterstellt. Insgesamt stehen also 
durch die geplanten Maßnahmen 7.317 m² zur Verfügung. Abzüglich des notwendigen 
Ausgleichsflächenbedarfs in Höhe von 7.317 m² kann das Eingriffsvorhaben als vollumfänglich 
ausgeglichen gesehen werden.   
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G.6 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung wurden bereits vorsorglich weitere Flächen für die 
Entwicklung von Gewerbegebieten im Gemeindebereich festgelegt. Das Planungsgebiet schließt 
unmittelbar an die bereits bestehenden Gewerbegebiete „GE-Hanselmühle I“ bzw. „GE-Hanselmühle Point“ 
an und erscheint deshalb als die einzig sinnvolle Fläche zur Ausweitung des Gewerbegebietes. 

G.7 Beschreibung der Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurden der Bayerische Leitfaden verwendet. Als Grundlage für die 
verbal argumentative Darstellung und der Bewertung sowie als Datenquelle wurden der 
Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching i.Ndb. sowie das ABSP Landshut und Angaben der 
Fachbehörden verwendet. 

G.8 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Auf Grund der insgesamt geringen Umweltauswirkungen in den einzelnen Schutzgütern werden keine 
gesonderten Überwachungsmaßnahmen für notwendig erachtet. 
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G.9 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Für das geplante Vorhaben wurde ein Standort im Westen der Gemeinde Eching i.Ndb. gewählt. Die Fläche 
stellt sich derzeit als intensiv ackerbaulich genutzte Fläche dar und schließt unmittelbar an das bereits 
bestehende Gewerbegebiet an. Die Beeinträchtigung der nächstgelegenen Wohnbebauung durch das 
geplante Gewerbegebiet ist aufgrund bereits vorhandener gewerblicher Strukturen als gering anzusehen. 
Es sind keine wertvollen Lebensräume von der Planung betroffen. Geplante Vermeidungsmaßnahmen 
minimieren den naturschutzrechtlichen Eingriff. Der verbleibende Eingriff wird intern und extern 
ausgeglichen. 
 
Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse zusammen: 
 
Tab. 2: Erheblichkeit der bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens 

Schutzgut 
Baubedingte 

Auswirkungen 
Anlagenbedingte 

Auswirkungen 
Betriebsbedingte 

Auswirkungen 
Ergebnis 

Boden 
Mittlere 

Erheblichkeit 
Mittlere 

Erheblichkeit 
Keine 

Erheblichkeit 
Mittlere 

Erheblichkeit 

Wasser 
Mittlere 

Erheblichkeit 
Geringe 

Erheblichkeit 
Geringe 

Erheblichkeit 
Mittlere 

Erheblichkeit 

Klima/Luft 
Keine 

Erheblichkeit 
Keine 

Erheblichkeit 
Keine 

Erheblichkeit 
Keine 

Erheblichkeit 

Arten und 
Lebensräume 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Landschaftsbild 
Geringe 

Erheblichkeit 
Geringe 

Erheblichkeit 
Geringe 

Erheblichkeit 
Geringe 

Erheblichkeit 

Mensch 
(Erholung) 

Keine 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Mensch 
(Immissionen) 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Kultur- und 
Sachgüter 

Geringe 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Keine 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

 
 
 
 Gemeinde Eching i.Ndb., 06.02.2023 
 
 
 ............................................... 
 (Erster Bürgermeister Max Kofler) 
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H) Anhang 

 
H.1 Anhang I – Schalltechnische Untersuchung 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes „GE Mühlenstraße" durch die Gemeinde Eching 
hat die Ingenieurgesellschaft „C. Hentschel Consult Ingenieurgesellschaft mbH", Oberer Graben 3a, 
85354 Freising mit Datum vom 12.08.2022 ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Genaue Details 
sind dem beigefügten Gutachten zu entnehmen. 
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Gesetzes vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74) und Art. 81 Abs. 2 Bayerische Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 
14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 25.05.2021 (GVBI. S. 286) und der 
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(GVBl. S. 352), erlässt die Gemeinde Eching i.Ndb. diesen Bebauungs- und Grünordnungsplan als Satzung. 

 
PLANLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1.   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
 
2. Art der baulichen Nutzung (§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) 
 
2.1 Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO 

 
3. Maß der baulichen Nutzung (§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

 
Nutzungsschablone 
1 Art der baulichen Nutzung   
2 Grundflächenzahl GR   3 max. Wandhöhe in m 

 
4. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 
4.1   Baugrenze 
 
5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
5.1   Straße 
 
6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
    zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
   (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 
6.1 Planung 
 
6.1.1  Ausgleichsfläche 
 
6.1.2  Ufergehölzsaum mit extensivem Grünland 
 
6.1.3  extensivem Grünland 
 

PLANLICHE HINWEISE 
 
7. Sonstige Planzeichen 
 
7.1   Gebäude Bestand 
 
7.2   Erschließungsstraße (Lage variabel) 
 
7.3   Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 
 
8. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahme 
 
8.1   Biotopfläche mit Teilflächennummer 
 
8.2   Bodendenkmal mit Aktenzeichen 
 
8.3   Hochwassergefahrfläche (HQ100) 
 
8.4   Höhenlinien (m ü. NN) 
 
8.5   110-kV-Hochspannungsfreileitung (Lage ungenau) mit Schutzzone (30,00 m) 
 
8.6   20-kV-Mittelspannungsfreileitung (Lage ungenau) mit Schutzzone (8,00 m) 
 
8.7   Freileitungsmast (Lage ungenau) 
 
8.8   Kabel Mittelspannung (Lage ungenau) 
 
8.9   Kabel Niederspannung (Lage ungenau) 
 
9. Kartenzeichen für die Bayerischen Flurkarten Grenzpunkte, Grenzen und Beschriftung  
 
9.1    Flurstücksnummer 
 
9.2   Flurstücksgrenze 

VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Die Gemeinde Eching i.Ndb. hat in der Sitzung vom 30.05.2022 den Vorentwurf des Bebauungsplans 

"GE Mühlenstraße". In der Fassung vom 30.05.2022 beschlossen. Der Vorentwurf wurde am .................... 
ortsüblich bekannt gemacht. 

 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung 

für den Vorentwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 30.05.2022 hat in der Zeit 
vom 08.06.2022 bis 07.07.2022 stattgefunden. 

 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

für den Vorentwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 30.05.2022 hat in der Zeit 
vom 08.06.2022 bis 07.07.2022 stattgefunden. 

 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 12.07.2022 wurden die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 19.08.2022 bis 
19.09.2022 beteiligt. 

 
5. Der Entwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 12.07.2022 wurde mit der 

Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 19.08.2022 bis 19.09.2022 öffentlich ausgelegt. 
 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 26.09.2022 wurden die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erneut in der Zeit vom 
06.12.2022 bis 05.01.2023 beteiligt. 

 
5. Der Entwurf des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ in der Fassung vom 26.09.2022 wurde mit der 

Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erneut in der Zeit vom 06.12.2022 bis 05.01.2023 öffentlich ausgelegt. 
 
 
6. Die Gemeinde Eching i.Ndb. hat mit Beschluss des Gemeinderats vom .................... den Bebauungsplan 

„GE Mühlenstraße“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 23.01.2023 als Satzung beschlossen. 
 
........................................, den .................... 
Gemeinde Eching i.Ndb. 
          (Siegel) 
 
.................................................................... 
Max Kofler, Erster Bürgermeister 

 

7. Ausgefertigt 
 
........................................, den .................... 
Gemeinde Eching i.Ndb. 
          (Siegel) 
 
.................................................................... 
Max Kofler, Erster Bürgermeister 

 
8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan „GE Mühlenstraße“ wurde am .................... gemäß § 10 Abs. 

3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan „GE Mühlenstraße“ ist damit in Kraft 
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 
BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 
 
........................................, den .................... 
Gemeinde Eching i.Ndb. 
          (Siegel) 
 
.................................................................... 
Max Kofler, Erster Bürgermeister 

PRÄAMBEL 
 
Zielsetzungen des Gemeinde Eching i.Ndb.: 
Mit der Festsetzung dieses Gewerbegebiets im Qualitätsstandard „Öko-Plus-Gewerbegebiet“ will die Gemeinde Eching 
i.Ndb. den dringenden gesellschaftlichen Erfordernissen auf dem Gebiet des nachhaltigen Schutzes der natürlichen 
Lebensgrundlagen bei gleichzeitiger Berücksichtigung ökonomischer Belange in besonderer Weise gerecht werden.  
 
Die Zielsetzungen des Gemeinderats umfassen die folgenden Bereiche: 
 
Bauökologie: 
- Ressourcenschonung wie Flächensparen und Wassersparen 
- Arten- und Biotopschutz 
- Durchgrünung 
- Lärmschutz 
- Verwendung umweltfreundlicher Baustoffe 
 
Baubiologie: 
- Gesunde Arbeitsbedingungen, Wohlfühlambiente für Mitarbeiter 
 
Fair-Trade-Aspekt: 
- Vermeidung von Baumaterialen aus Kinderarbeit bei der Erschließung des Gewerbegebiets 
 
Bauästhetik: 
- Vorgabe von Farben für Dächer und Wände 
- an das Gelände angepasste Kubatur der Baukörper 
 
Klimaschutz: 
- Energieeffizienz, Energieeinsparung, regenerative Energienutzung 
- Verwendung möglichst CO2-neutraler Baustoffe 
- Anbindung an ÖPNV 
 
Ökonomische Vorteile für Betriebe: 
- u.a. hohe Arbeitsplatzqualität 
 
Erschließung: 
- Möglichst geringer Flächenverbrauch 
- Möglichst wenig Versiegelung 
- Versickerung des Oberflächenwassers 
- Hochwertiger Uferrandstreifen an der Sempt 
- nach Möglichkeit Verwendung von PVC-freien Baumaterialien 
- Gezielte Auswahl der Baumaterialien (z.B. keine Kinderarbeit) 
- Insektenfreundliche LED-Straßenbeleuchtung 
- Bemühungen zur Anlage einer ÖPNV-Haltestelle 
 
Aufgrund des §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO), der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenvorordnung 1990 - PlanZV 90), des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) in der jeweils 
gültigen Fassung, erläßt die Gemeinde Eching i.Ndb. folgende Satzung: 

Norddächer sind nicht zwingend mit PV-Anlagen auszustatten. 
 
Flachdächer: 
Auf Flachdächern sind PV-Anlagen und eine extensive Dachbegrünung mit einem Bodenaufbau von mind. 
7 cm vorgeschrieben. Werden Flachdächer mit einer Dachfläche über 1.000 m² mit einer PV-Anlage belegt, 
kann auf eine extensive Dachbegrünung verzichtet werden.  

 
0.1.2.5 Wand-/ Gesamthöhe: 

GE 1: Die zulässige Wand-/ Gesamthöhe beträgt 16,00 m.  
GE 2: Die zulässige Wand- / Gesamthöhe beträgt 12,00 m. 
Unterer Bezugspunkt für die Wand- / Gesamthöhe ist die Geländehöhe von 406,00 m ü. NN. 
Oberer Bezugspunkt für die Wandhöhe ist die Oberkante der Dachhaut. 
- bei Pultdächern gilt die niedrigste Wandhöhe  
- Die Wandhöhen dürfen ausnahmsweise durch notwendige Betriebsanlagen (z. B. Kamine, 
 Spänelager, Lüftungsanlagen etc.) überschritten werden, wenn dies aus konstruktiven oder 
 technischen Gründen notwendig ist. 

 
0.1.2.6 Abstandsflächen: 

Die Abstandsflächen regeln sich gem. Art. 6 Abs 5 Satz 1 BayBO.  
 

0.1.3 Gestaltung des Geländes 
    
0.1.3.1 Das Gelände darf insgesamt in seinem natürlichen Verlauf auch durch die Errichtung von Bauwerken nicht 

wesentlich verändert oder gestört werden, damit das vorhandene Landschaftsrelief erhalten bleibt.  
 Zulässig sind Geländeanschüttungen und –abgrabungen bis zu 100 cm. Geländeabstufungen an den 

Grundstücksgrenzen, beispielsweise durch Stützmauern, sind unzulässig. 
 

0.1.4 Werbeanlagen 
 
0.1.4.1 Werbeanlagen müssen mit ihrer Oberkante unterhalb der Traufhöhe bleiben und dürfen eine max. Größe 

von 6,00 m² aufweisen. Fassadenwerbung an der Gebäudewand kann die maximale Größe überschreiten.  
 
0.1.4.2 Unzulässig sind Reklameflächen oder Schriften aller  Art auf den Dachflächen, Werbeanlagen mit 

wechselndem oder bewegtem Licht, Lichtreklamen mit grellen Farben oder Farbmischungen , akustische 
Werbeanlagen und die Verwendung von Skybeamern.  

 
0.1.4.3 Werbeanlagen dürfen nicht in den Außenbereich hinauswirken . Gemäß § 33 Abs. 1 StVO darf der Verkehr 

außerhalb geschlossener Ortschaften nicht durch innerörtliche Werbung oder Propaganda gestört werden.  
 

0.1.4.4 Werbepylone über 10,00 m, und Fahnenmasten über 7,00 m sind unzulässig.  
 
0.1.5 Einfriedungen 
 
0.1.5.1 Höhe der Einfriedung: max. 2,00 m, gemessen ab Oberkante fertiges Gelände  
 
0.1.5.2 Sockelhöhe:  bis max. 15 cm über Oberkante fertiges Gelände bodenbündig anzugleichen 
 
0.1.6 Versorgungsleitungen 
 
0.1.6.1 Die oberirdische Verlegung von Versorgungsleitungen ist aus städtebaulichen und gestalterischen Gründen 

unzulässig. Die Versorgungsleitungen sind im Bereich der Erschließungsstraßen zu verlegen.  
 
0.1.7 Stellplätze 
 
0.1.7.1 Auf die gültige Stellplatzverordnung der Gemeinde Eching i.Ndb. wird verwiesen. 
 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
 
0.1 GEWERBEGEBIET 
 
0.1.1 Art der baulichen Nutzung (nach § 8 BauNVO) 

 
0.1.1.1 Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze . 
 
0.1.1.2 Im Gewerbegebiet sind unzulässig: 

- Anlagen für sportliche Zwecke 
- Anlagen für kirchliche Zwecke 
- Anlagen für kulturelle Zwecke 
- Intensiv- und Massentierhaltung 
- Tierkörperbeseitigungsanlage 
- Müllverbrennungsanlage 
- Vergnügungsstätten (insbesondere Diskotheken und Spielhallen)  
- Schlächtereien 
- Biogasanlagen bzw. Industriebiogasanlagen, ausgenommen hiervon ist die Holzvergasung  
- Beherbergungsbetriebe 
- Freiflächenphotovoltaikanlagen 
- öffentliche Tankstellen 
 

0.1.1.3      Im Gewerbegebiet sind ausnahmsweise zulässig:  
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, 
nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 
 

 
0.1.2 Baukörper und bauliche Gestaltung 

 
0.1.2.1 Zur Gestaltung der Wandflächen werden Weißtöne, helle  und dunkle Farbtöne, silber-metallische 

Oberflächen zugelassen, grelle Farbtöne sind unzulässig. Es sind kleinere untergeordnete farbige Flächen 
mit max. 20 m² zulässig. Die Verwendung von Firmenfarben in der Fassade ist im Rahmen der "Corporate 
Identity" erlaubt. 

0.1.2.2 Als Fassadengestaltung sind Glasflächen,  Metall- und Holzverkleidungen, glatte Putzflächen, glatter 
Sichtbeton und Mauerwerk oder Betonverkleidungen zugelassen, die  Verwendung von Waschbeton ist 
unzulässig.  
Vor Gebäuden mit Fassadenabschnitten mit einer Länge von mehr als 15 ,00 m ist zur Gliederung eine 
Fassadenbegrünung, ein schmalkroniger Einzelbaum (zählt nicht zu den geforderten Bäumen unter 0.2.5) , 
eine Verkleidung aus Holz oder eine Montage von Elementen zur Gewinnung von solarer Energie jeweils 
mit einer Breite von mind. 6,00 m vorzusehen.  

 
0.1.2.3 Zulässige Dachformen/-neigung: 

- Flachdach oder Pultdach  
- Gleichseitiges Satteldach mit mittigem First  
- Dachneigung max. 18° Grad  
 

0.1.2.4 Zulässige Dachdeckungen: 
Pult- und Satteldach: 
Als Dacheindeckungen ist eine extensive Dachbegrünung mit einem Bodenaufbau von mind. 7 cm  sowie 
alle harten Deckungen mit folgenden Ausnahmen zulässig : 
Unbeschichtete, metallische Materialien wie kupfer -, zink- oder bleihaltige Materialien sind sowohl als 
Eindeckung als auch für Regenwasserleit ungen unzulässig.  
Auf Sattel- und Pultdächern sind PV-Anlagen vorgeschrieben und parallel zur Dachhaut anzubringen.  

0.1.8 Beleuchtung 
 
0.1.8.1 Die Außenbeleuchtung ist mit UV-armen und energiesparenden Leuchtmitteln (gelb), z.B. LED oder 

Natriumdampflampen, zum Schutz nachtaktiver Insekten auszuführen.  Auf den Leitfaden zur Eindämmung 
der Lichtverschmutzung – Handlungsempfehlung für Kommunen des Bayerischen Landesamtes für 
Umwelt und Verbraucherschutz wird verwiesen.  

 
 

0.2 GRÜNORDNUNG 
 
0.2.1 Grünflächen 

Die Bepflanzung (Gehölze) hat sich an der potentiell natürlichen Vegetation (s. Artenliste) zu orientieren. 
Es sind nach Möglichkeit autochthone Pflanzen bzw. autochthones Saatgut zu verwenden.  Ausfallende 
Gehölze sind spätestens in der folgenden Vegetationspe riode nachzupflanzen. Die Nachpflanzungen haben 
den Qualitätsanforderungen der entfallenden Bepflanzung zu entsprechen. Die unbebauten Flächen der 
bebauten Grundstücke, die nicht als Arbeits- oder Lagerflächen und für Zufahrten erforderlich sind, sind 
als extensive Grünflächen anzulegen oder zu unterhalten. 
 

0.2.2 Mindestqualität Pflanzung 
Bäume:  Sol. mind. 3xv, Stammumfang (StU) 14-16, mB 
Sträucher: 3xv, 100-150, mB 
 

0.2.3 Artenliste 
 
Bäume: 
Acer campestre  Feld-Ahorn 
Betula pendula  Hänge-Birke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Prunus avium  Vogel-Kirsche 
Sorbus aria  Mehlbeere 
Sorbus aucuparia  Gemeine Eberesche 
Alle Arten von Obstbäumen (vorzugsweise Hochstämme) sind zulässig. Nadelgehölze aller Art, hängende 
und buntlaubige Arten und Sorten sind im gesamten Gebiet nicht zulässig.  
 
Sträucher: 
Cornus mas  Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Hartriegel 
Corylus avellana  Gemeine Hasel 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Rhamnus frangula  Faulbaum 
Rosa arvensis  Feld-Rose 
Rosa canina  Hunds-Rose 
Rosa majalis  Zimt-Rose 
Rosa pimpinellifolia Bibernell-Rose 
Rosa rubiginosa  Wein-Rose 
Salix caprea  Sal-Weide 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Echter Schneeball 
 
Kletterpflanzen: 
Clematis vitalba  Waldrebe 
Hedera helix  Efeu 
Humulus lupulus  Hopfen 
 
Abhängig von der gewählten Art sind entsprechende Rankhilfen vorzusehen.  

0.2.4 Dachbegrünung 
Die Dachbegrünung von Flachdächern und geneigten Dächern kann als Grünfläche angerechnet werden.  
 

0.2.5 Private Grünflächen 
Über die im Plan festgesetzten Grünflächen sollen weitere private Grünflächen entwickelt werden. Die 
unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke, die nicht als Arbeits- oder Lagerflächen und für Zufahrten 
erforderlich sind, sind als extensive Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. Es muss mindestens ein 
Grünflächenanteil von 10% pro Gewerbegrundstück im Freiflächengestaltungsplan nachgewiesen werden. 
Zur Förderung des Artenreichtums sind vegetationsfreie oder -arme Kies- oder Splittbeete unzulässig. Die 
einzelnen Parzellen sind, soweit kein baulicher Grenzanbau stattfindet, mit Gehölzpflanzungen voneinander 
abzugrenzen bzw. gegen den öffentlichen Raum hin einzugrünen.  Auf den Baugrundstücken ist pro 
1.000 m² Grundstücksfläche mindestens 3 Laubbäume zu pflanzen (s. Artenliste). Ausfallende Gehölze 
sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode nachzupflanzen.  

 
0.2.6 Zeitpunkt der Pflanzungen 

Die Eingrünung und Bepflanzung haben spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der jeweiligen 
Erschließungsanlage zu erfolgen. 
Die Gehölzpflanzungen innerhalb der Baugrenzen sind in der nach Fertigstellung des Gebäudes folgenden 
Vegetationsperiode vorzunehmen. 

 
0.2.7 Beläge 

Pkw-Stellplätze sind generell mit einem versickerungsfähigen Pflaster bzw. Belag auszubilden 
(z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster oder Drainpflaster), soweit die gel tenden Richtlinien der 
Wasserwirtschaft dem nicht entgegenstehen. 
 
 

0.3 IMMISSIONSSCHUTZ 
 

0.3.1 Zulässige Geräuschkontingente 
Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöri ger Fahrverkehr 
eingeschlossen) die folgenden Emissionskontingente LEK gemäß der DIN 45691:2006-12 weder tags 
(6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten: 
 

 ................ SEK: überbaubare Grundstücksfläche [m²] 
 

An den nächstgelegenen Immissionsorten inner- oder außerhalb des Geltungsbereichs mit dem 
Schutzanspruch eines Gewerbegebiets ist die Lärmbelastung gemäß den Vorgaben der TA Lärm zu 
bewerten. 
 

0.3.2 Bau-Schalldämm-Maß 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräu men sind 
Vorkehrungen gemäß den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- und Straßenverkehrslärm zu 
treffen. Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen mindestens das fol gende 
Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß gemäß DIN 4109:2018-01, Teil 1 aufweisen: 
 für Aufenthaltsräume in Wohnungen, 

Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,   R´w,ges ≥ 39 dB 
Unterrichtsräume etc. 

 für Büroräume und Ähnliches      R´w,ges ≥ 34 dB 
 

Parzelle / 
Teilfläche 

Emissionsbezugs-fläche SEK [m²] 
Emissionskontingent LEK dB(A)/m² 

LEK,Tag LEK,Nacht 

GE 1 18.590 63 53 

GE 2 2.230 62 52 

0.4 WASSERWIRTSCHAFT  
Das unverschmutzte Oberflächenwasser von Dachflächen und Parkplätzen, Stellplätzen, Zufahrten, etc. ist 
breitflächig auf dem eigenen Grundstück zu versickern. Für die Versickerung von Niederschlagswasser in 
Gewerbegebieten gilt grundsätzlich die Niederschl agswasserfreistellungsverordnung (NwFreiV) in der 
aktuell gültigen Fassung.  
Ansonsten ist beim Landratsamt Landshut eine wasserrechtliche Gestattung zu beantragen.  
Werden wassergefährdende Stoffe gelagert, abgefüllt, umgeschlagen, hergestellt, behandelt od er 
verwendet, so ist dies anzuzeigen (Art. 37 BayWG).  

TEXTLICHE HINWEISE 
 
 

A  DENKMALSCHUTZ 
Laut dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege gibt es im Planungsgebiet keine Hinweise auf 
Bodendenkmäler. Trotzdem wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik -, 
Metall- oder Knochenfunde umgehend dem Landratsamt Landshut oder dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege zu melden sind. Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG ist zu beachten.  
In unmittelbarer Nähe zu oben genanntem Planungsgebiet befinden sich folgende Bodendenkm äler: 
D-2-7538-0078 Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung, u.a. der Urnenfelderzeit.  
D-2-7538-0079 Siedlung und verebnete Gräben vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung. 
Siedlungsareale können eine größere flächenhafte Ausdehnung erreichen als nach Qu ellenstudium bekannt 
und sich auch in die umliegenden Flächen hinein fortsetzen. Regelmäßig sind im Umfeld von Siedlungen 
zeitgleiche Bestattungsplätze zu vermuten.  
Wegen der bekannten Bodendenkmäler in der Umgebung und wegen der siedlungsgünstigen Topogra fie 
des Planungsgebietes sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes weitere Bodendenkmäler zu 
vermuten. 
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 
der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 
Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7 Abs. 1 BayDSchG 
die archäologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte Beobachtung des Oberbodenabtrags 
bei privaten Vorhabenträgern, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfüllen, 
sowie Kommunen soweit möglich durch Personal des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege 
begleitet; in den übrigen Fällen beauftragt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege auf eigene Kosten 
eine private Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch eine fachlich besetzte Untere 
Denkmalschutzbehörde (Kreis- und Stadtarchäologie) tätig werden.  
Informationen hierzu finden Sie unter: 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmal pflege-
themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf 
Es wird darauf hingewiesen, dass die erforderlichen Maßnahmen abhängig von Art und Umfang der 
erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können und rechtzeitig geplant werden 
müssen. Sollte die archäologische Ausgrabung als Ersatz für die Erhaltung eines Bodendenkmals 
notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu berücksichtigen (u.a. 
Durchführungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verw irklichung von 
Bebauungsplänen soll grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsfläche archäologisch 
qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH, 
Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/I 
(B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Göhner]; BayVG München, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 29 K 
00838, EzD 2.3.5 Nr. 2). 
Als Alternative zur archäologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fäl len eine Konservatorische 
Überdeckung der Bodendenkmäler in Betracht gezogen werden.  
Eine Konservatorische Überdeckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung mit 
dem BLfD zu realisieren (z.B. auf Humus oder kolluvialer Überdeckung). Vgl.  zur Anwendung, 
Ausführung und Dokumentation einer Konservatorischen Überdeckung 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdecku
ng_bodendenkmaeler_2020.pdf, sowie 
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf 
1.12 Dokumentation einer Konservatorischen Überdeckung.  
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege berät in Abstimmung mit der Unteren 
Denkmalschutzbehörde bei der Prüfung alternativer Planungen unter denk malfachlichen Gesichtspunkten. 
Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmalpflege 
entnehmen Sie auch bitte der Broschüre „Bodendenkmäler in Bayern. Hinweise für die kommunale 
Bauleitplanung“ 
(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitp
lanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf) 
Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen Landesamts für 
Denkmalpflege zur Überplanung von (Boden -) Denkmälern entnehmen Sie bitte dem Vollzugsschreiben 
des StMBW vom 09.03.2016  
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodenden
kmal_09_03_2016.pdf) sowie unserer Homepage  
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachan wender/rechtliche_grundlagen_überpl
anung_bodendenkmäler.pdf  
 

B  HOCHWASSER / STARKREGEN 
Nach den Bestimmungen der §§ 5 und 37 WHG ist jede Person, die durch Hochwasser bzw. Starkregen 
betroffen sein kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflic htet, geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasser - bzw. Starkregenfolgen und zur 
Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen 
Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwa sser bzw. Starkregen anzupassen.  
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum 
Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden 
Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise 
verändert werden. 
 

C  BRANDSCHUTZ 
Alle baulichen Anlagen müssen über befestigte Straßen und Wege erreichbar sein. Bei Gebäuden, die ganz 
oder zu Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, sind Feuerwehrzufahrten 
zu schaffen. 
Feuerwehrzufahrten sowie Aufstell - und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind auch auf 
Privatgrundstücken entsprechend der Bayerischen Technischen Baubestimmungen (BayTB) Ausg abe 
Oktober 2018 (vgl. AllMBl Nr. 12/2018 Lfd. Nr. A 2.2.1.1) die Vorgaben der „Richtlinie über Flächen für 
die Feuerwehr“ einzuhalten. Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass ein sog. Wendehammer vorhanden 
ist und dieser auch für Feuerwehrfahrzeuge benu tzbar ist (Durchmesser 18 mtr.).  
Der erforderliche Löschwasserbedarf ist je nach Art der Bebauung gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 
Tabelle 1 sicher zu stellen. In Gewerbegebieten ist von 96 m³/h auf 2 h auszugehen.  
Das Hydrantennetz ist nach den technischen R egeln der Arbeitsblätter W 331 und W 405 zu erstellen. Der 
Abstand der Hydranten zueinander sollte nicht mehr als 150 m betragen. Des Weiteren sind sie außerhalb 
des Trümmerschattens von Gebäuden und nach Möglichkeit am Fahrbahnrand zu positionieren.  

einzuhalten. Abgrabungen im Mastbereich können die Standsicherheit des Mastes gefährden und sind nur 
mit Einverständnis möglich. Die Standsicherheit der Freileitungsmaste und die Zufahrt zu den Standorten 
muss zu jeder Zeit gewährleistet sein. Dies gilt auch für vorübergehende Maßnahmen. Vorsorglich wird 
darauf hingewiesen, dass die 20-kV-Freileitung bis zu einer möglichen Verkabelung Bestand hat und somit 
auch während der Bauzeit zu berücksichtigen ist. 
 
Kabelplanung(en) 
Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel erforderlich. Eine 
Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen 
ohne Baumbestand möglich. Im überplanten Bereich befinden sich Anlagenteile der Bayernwerk Netz 
GmbH oder es sollen neue erstellt werden. Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie 
die Koordinierung mit dem Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig (mindestens 3 Monate) vor 
Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege 
und Erschließungsstraßen so weit herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden 
können. 
Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen:  
• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit endgültigen 
Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor 
Ort bei Bedarf durch den Erschließungsträger (Gemeinde) abzustecken.  
• Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes Zeitfenster zur Verfügung zu 
stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen durchgeführt werden können. 
Das beiliegende “Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen“ ist zu beachten.  
Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ sind 
zu beachten. 
Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können Sie online über unser 
Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter: 
https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html 
 

E  TELEKOMMUNIKATION 
Entlang der Mühlenstraße befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die durch die geplanten 
Baumaßnahmen möglicherweise berührt werden. Es wird drauf hingewiesen, dass bei der Planung und 
Bauausführung darauf zu achten ist, dass diese Linien nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt 
werden. 
Es wird drauf aufmerksam gemacht, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung 
des Neubaugebietes durch die Telekom nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung 
möglich ist. 
Es wird beantragt daher Folgendes sicherzustellen: 
• dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, 
unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich is t, 
• dass eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der 
Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und 
Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 
• Es wird darum gebeten, dem Vorhabenträger aufzuerlegen, dass dieser für das Vorhaben einen 
Bauablaufzeitenplan aufstellt und diese unter Berücksichtigung der Belange mit der Telekom abzustimmen 
hat, damit Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung, Ausschreibung von Tiefbauleistungen usw. 
rechtzeitig eingeleitet werden können. Für eine Baumaßnahme der Telekom wird eine Vorlaufzeit von 
6 Monaten benötigt. 
• In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone für 
die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 - siehe hier u. a. Abschnitt 6 
- zu beachten. Es wird darum gebeten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die 
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden.  

   

 F  IMMISSIONSSCHUTZ 
 Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische Untersuchung 

der C. Hentschel Consult Ing.-GmbH vom 18.11.2022 (Bericht Nr. 2606-2022 / V02) können zu den 
üblichen Öffnungszeiten in der Gemeinde Eching i. NB eingesehen werden. 

 Bei Antrag auf Neu-Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Be trieben ist 
nachzuweisen, dass die gemäß den jeweiligen Emissionskontingenten zu lässigen und gemäß der DIN 
45691:2006-12 zu berechnenden Immissionskontingente eingehalten werden. 

 Die Prüfung der Einhaltung hat nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 für Immissionsorte außerhalb 
von Gewerbe- und Sondergebieten zu erfolgen. 

 Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung eines Vorhabens hat nach der TA  Lärm 
unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung zu 
erfolgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der 
Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden Anlage zuzurechnen. 

 Sind einer Anlage mehrere Teilflächen zugeordnet, so ist der Nachweis für die Teilflächen gemeinsam 
zu führen, das heißt es erfolgt eine Summation der zulässigen Immissionskontingente aller zur Anlage 
gehörigen Teilflächen. 

 Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der 
Beurteilungspegel den jeweils geltenden Immissionsrichtwert der TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 
unterschreitet (Relevanzgrenze der DIN 45691). 

 Betriebswohnungen sollen mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung ausgestattet werden. 
 Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit bei 

der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammenwirken mit 
dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten. Bei den festgesetzten Bauschalldämm-
Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der DIN 4109. 

 Die maßgeblichen Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamt -Bau-Schalldämm-
Maßes nach DIN 4109-1:2018-01 berechnen sich aus einer energetischen Addition der für das 
Prognosejahr 2035 nach den Vorgaben der RLS-19 prognostizierten 
Straßenverkehrslärmbeurteilungspegel und des für ein Gewerbegebiet tagsüber zulässi gen 
Immissionsrichtwerts der TA Lärm sowie unter Berücksichtigung der nach Kapitel 4.4.5 der DIN 4109-
2:2018-01 ggf. erforderlichen Zuschläge (z.B. für die erhöhte nächtliche Störwirkung für überwiegend 
zum Schlafen genutzte Räume). 

 
G  BODENSCHUTZ 

Grundsätzlich ist bei einem Bauvorhaben auf die Schutzwürdigkeit des wertvollen „Gutes Oberboden“ zu 
achten, und die Anforderungen des § 12 BBodSchV sind zu berücksichtigen.  
Zum Schutz des Bodens ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf der überbaubaren G rundstücksfläche 
der Oberboden abzutragen und abseits des Baustellenbetriebs getrennt zu lagern. Er darf nicht durch 
Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die Bodenmieten sind bei 
einer Lagerdauer von mehr als 2 Monaten zu begrünen. Der DIN 19731 sind qualitätserhaltende Hinweise 
zum Umgang mit dem Bodenmaterial zu entnehmen. Oberboden- und kulturfähiges Unterbodenmaterial 
soll möglichst auf dem Grundstück für die Anlage von Vegetationsflächen wiederverwendet werden. Hier zu 
wird die DIN 18915 zur Anwendung empfohlen. 
Überschüssiges Oberbodenmaterial, das nicht am Entstehungsort wiederverwendet werden konnte, kann 
unter Beachtung des § 12 BBodSchV und der DIN 19731 ortsnah auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
verwertet werden. 
Hinweis: Bei einer landwirtschaftlichen Verwertung des Oberbodens ist im Vorfeld zu prüfen, ob es einer 
baurechtlichen Genehmigung bedarf, diese ist vor Beginn der Maßnahme einzuholen. Auch ohne die 
Notwendigkeit eines Bebauungsplanes sind immer Analyseergebnisse nach den Angaben des Anhangs 1 
und 2 Bodenschutzverordnung (BBodSchV) des Aufbringmaterials, sowie der gewünschten Aufbringfläche 
dem Sachgebiet 25, Landratsamt Landshut, vorzulegen. 
 
 
 

 

D  BAYERNWERK NETZ GMBH 
20-kV-Freileitung(en) 
Der Schutzzonenbereich der 20-kV-Freileitungen beträgt in der Regel beiderseits zur Leitungsachse je 
10 m. Aufgrund geänderter technischer Gegebenheiten können sich gegebenenfalls andere 
Schutzzonenbereiche ergeben. Hinsichtlich der, in dem angegebenen Schutzzonenbereich bestehenden, 
Bau- und Bepflanzungsbeschränkung wird drauf aufmerksam gemacht, dass Pläne für Bau- und 
Bepflanzungsvorhaben jeder Art rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere für 
Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit 
und Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen. 
Es wird drauf hingewiesen, dass nach der Vorschrift DIN VDE 0210-10 Beiblatt1 “Freileitungen über AC 1 
kV bis einschließlich AC 45 kV“ bei Spiel-, Sport- und Freizeitanlagen, Verkehrsflächen und Badeweihern 
größere Leiterseil-Bodenabstände gefordert werden als in freiem Gelände. Im Falle des ungünstigsten 
Leiterseildurchhanges sind hier folgende lotrechte Mindestabstände zum Leiterseil einzuhalten. 
- Bei Spiel-, Sport und Freizeitanlagen mindestens 7,6 m, 
- bei Verkehrsflächen mindestens 7,0 m, 
- bei Badeweihern mindestens 8,6 m. 
Eine Leitungserhöhung im Bereich des Planungsgebietes könnte erforderlich sein. Zur detaillierten Prüfung, 
ob die Mindestabstände eingehalten werden, sind rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten genaue Lage- 
und Bodenprofilpläne im Leitungsbereich vorzulegen. Bei Anpflanzungen innerhalb des 
Schutzzonenbereiches der Freileitung ist darauf zu achten, dass nur Gehölze mit einer maximalen 
Aufwuchshöhe von 2,5 m angepflanzt werden, um den Mindestabstand zur Freileitung auf jeden Fall  
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1 AUFGABENSTELLUNG 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ möchte die Gemeinde Eching die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung der bestehenden und nahezu voll-
ständig bebauten Gewerbegebietsflächen im Ortsteil Weixerau nördlich der Bundesstraße 11 
(nachfolgend B 11) schaffen. Das geplante Gewerbegebiet besteht aus zwei Parzellen mit ei-
ner Fläche von insgesamt ca. 28,7 ha (inklusive der Fläche für den Wirtschaftsweg im Süden) 
und wird aus Osten über die Mühlenstraße erschlossen. Die Errichtung von Betriebswohnun-
gen wird ausnahmsweise zugelassen. 

Die C. HENTSCHEL CONSULT Ing.-GmbH wurde vom Planungsbüro LÄNGST & VOERKELI-
US mit der Erstellung der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplanverfahren be-
auftragt. Neben der Ermittlung maximal zulässiger Geräuschemissionskontingente LEK gemäß 
DIN 45691 [5] unter Berücksichtigung der gewerblichen Lärmvorbelastung sollen die auf das 
geplante Gewerbegebiet einwirkenden Immissionsbelastungen aus den bereits ausgewiese-
nen Gewerbe- und Sondergebieten im Planungsumfeld zum einen sowie dem Straßenverkehr 
auf der B 11 zum anderen berechnet und beurteilt werden. 

 

2 UNTERLAGEN 

Die vorliegende schalltechnische Untersuchung beruht auf den folgenden, projektspezifischen 
Unterlagen und Informationen. Auf deren Kopien im Anhang wird verzichtet. 

(a) Rechtsgültige Bebauungspläne der Gemeinde Eching: 

- GE – Hanselmühle, 02.11.1981 

- GE – Hanselmühle – Point, 17.02.1986 

- Deckblatt Nr. 1 zum Bebauungsplan „GE – Hanselmühle - Point“, 17.03.1989 

- Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „GE – Hanselmühle - Point“, 15.02.1991 

- Deckblatt Nr. 3 zum Bebauungsplan „GE – Hanselmühle - Point“, 09.02.1994 

- GE - Hanselmühle I, 29.06.1992 

- Deckblatt Nr. 1 zum Bebauungsplan „GE – Hanselmühle I“, 24.02.1995 

- Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „GE – Hanselmühle I“, 23.04.2015 

- GE – Point, 08.09.1992 

- Deckblatt Nr. 1 zum Bebauungsplan „GE – Point“, 17.12.2002 

- Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „GE – Point“, 15.07.2003 

- Deckblatt Nr. 4 zum Bebauungsplan „GE – Point“, 21.07.2006 

- Deckblatt Nr. 5 zum Bebauungsplan „GE – Point“, 14.02.2018 
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- GE – Point I, 21.10.1996 

- GE – Haselfurth, 15.02.1997 

- Deckblatt Nr. 1 zum Bebauungsplan „GE – Haselfurth“, 18.05.2000 

- Deckblatt Nr. 3 zum Bebauungsplan „GE – Haselfurth“, 29.06.2017 

- Deckblatt Nr. 4 zum Bebauungsplan „GE – Haselfurth“, 19.08.2021 

- GE – Hanselmühle - Point 3, 14.07.2002 

- Weiherstraße, 24.01.2012 

- GE – mE Haselfurth – Erweiterung, 26.01.2012 

- GE – Haselfurth – Erweiterung II, 21.08.2014 

- Gewerbegebiet Semptwiesen, 15.12.2016 

(b) Schalltechnisches Gutachten zum Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „GE – Hansel-
mühle I“ der Gemeinde Eching, Projekt-Nr.: ECH-3122-01 vom 17.12.2014, hoock farny 
ingenieure, Landshut 

(c) Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching, E-Mail vom 02.05.2022, 
Gemeinde Eching, Bauamt 

(d) Schalltechnische Untersuchung zum Neubau eines Einfamilienhauses an der Bichl-
mannstraße in Eching, Projekt-Nr.: 2555-2022 V01 vom 25.05.2022, C. Hentschel Con-
sult Ing.-GmbH, Freising 

(e) Verkehrsbelastungen auf der B 11, Verkehrsmengenatlas-Bayern 2015, Download vom 
06.07.2022, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, München 

(f) Ortstermin am 08.07.2022 in Weixerau mit Erhebung der zulässigen Geschwindigkeiten 
auf der B 11, Teilnehmer: Fr. Aigner (C. Hentschel Consult Ing.-GmbH) 

(g) Geodaten des Bayerischen Landesamts für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, 
München: 

- Digitales Orthofoto (DOP 20 cm), Download vom 02.05.2022 bzw. 06.07.2022 

- Digitales Geländemodell (DGM Gitterweite 5 m), E-Mail vom 11.07.2022 

- Digitales Gebäudemodell (LoD1 als shp-Datei), E-Mail vom 11.07.2022 

(h) Angaben zum Fahrbahnbelag auf der B 11, E-Mail vom 11.07.2022, Staatliches Bauamt 
Landshut, Abteilung S3 

(i) Bebauungsplan „GE Mühlenstraße“, Entwurf vom 26.09.2022 als pdf und dxf (inklusive 
digitaler Flurkarte für den Untersuchungsbereich), per E-Mail erhalten am 15.11.2022, 
LÄNGST & VOERKELIUS die Landschaftsarchitekten, Landshut-Kumhausen 
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3 BEURTEILUNGSGRUNDLAGEN 

3.1 Bauleitplanung 

Nach § 1 Abs. 6 BauGB [16] sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbesondere die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Der 
Schallschutz wird dabei durch die im Beiblatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 „Schallschutz im Städ-
tebau“ [1], [18] für die unterschiedlichen Gebietsarten genannten und in Tabelle 1 aufgeführten 
Orientierungswerte konkretisiert. Deren Einhaltung oder Unterschreitung an schutzbedürftigen 
Nutzungen (Bauflächen, Baugebiete, sonstige Flächen etc.) ist wünschenswert, um die mit der 
Eigenart des jeweiligen Baugebietes bzw. der jeweiligen Baufläche verbundene Erwartung auf 
angemessenen Schutz vor Lärmbelastung zu erfüllen. 

Tabelle 1 Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 [1], [18] 

Baugebiet 

Verkehrslärm 

Industrie-, Gewerbe- und 
Freizeitlärm sowie Geräu-
sche von vergleichbaren 

öffentlichen Anlagen 

Tags 
(6 – 22 Uhr) 

Nachts 
(22 – 6 Uhr) 

Tags 
(6 – 22 Uhr) 

Nachts 
(22 – 6 Uhr) 

Industriegebiete (GI) -- -- -- -- 

Gewerbegebiete (GE) 65 dB(A) 55 dB(A) 65 dB(A) 50 dB(A) 

Dorf- und Mischgebiete (MD / MI) 60 dB(A) 50 dB(A) 60 dB(A) 45 dB(A) 

Allgemeine Wohngebiete (WA) 55 dB(A) 45 dB(A) 55 dB(A) 40 dB(A) 

Reine Wohngebiete (WR) 50 dB(A) 40 dB(A) 50 dB(A) 35 dB(A) 

In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrs-
wegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oftmals nicht einhalten. Wo 
im Bauleitplanverfahren von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, da andere Be-
lange überwiegen, sollte möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen vorge-
sehen und planungsrechtlich abgesichert werden. 

Im Umgang mit erhöhten Verkehrslärmimmissionen können aktive Maßnahmen (z.B. Errich-
tung von Wänden oder Wällen) und/oder passive Maßnahmen (z.B. lärmabgewandte Grund-
rissorientierung, Zwangsbelüftungsanlagen, Schallschutzfenster) getroffen werden. Eine ge-
eignete Grundrissgestaltung bedeutet, dass schutzbedürftige Aufenthaltsräume über Außen-
wandöffnungen (z.B. Fenster, Türe) in den vom Lärm abgewandten Fassaden belüftet werden 
können. 

Ob im Rahmen der gemeindlichen Abwägung eine Überschreitung der anzustrebenden Orien-
tierungswerte für Verkehrsgeräusche toleriert werden kann, ist konkret für jeden Einzelfall zu 
entscheiden. Meistens werden hierfür die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzver-
ordnung (16. BlmSchV) [14] herangezogen, die in der Regel um 4 dB(A) höher sind, als die im 
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Beiblatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 [1], [18] für die verschiedenen Gebietsarten genannten Ori-
entierungswerte. Sie sind beim Neubau und der wesentlichen Änderung von öffentlichen Ver-
kehrswegen als rechtsverbindlich zu beachten. Nach der 16. BImSchV [14] sind die in Tabelle 
2 angegebenen Immissionsgrenzwerte zulässig: 

Tabelle 2 Zulässige Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [14] 

Gebietsnutzung Tags 
(6 – 22 Uhr) 

Nachts 
(22 – 6 Uhr) 

Industriegebiete (GI) -- -- 

Gewerbegebiete (GE) 69 dB(A) 59 dB(A) 

Dorf-, Misch-, Kerngebiete (MD/MI/MK) 64 dB(A) 54 dB(A) 

Allgemeine und reine Wohngebiete (WA/WR) 59 dB(A) 49 dB(A) 

Bis zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte kann im Regelfall alleine mit Schallschutzfenster 
auf Überschreitungen reagiert werden. 

3.2 Gewerbelärm / Geräuschkontingentierung 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift für Messungen und Beurteilungen von Geräuschimmissio-
nen, die durch Gewerbe- und Industriebetriebe erzeugt werden, ist die Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm vom 26.08.1998 („TA Lärm“ [9]). Die Vorschrift findet Anwendung bei 
der Ermittlung der Geräuschkontingente bzw. der Herleitung der verfügbaren Planwerte. 

In der TA Lärm [9] sind Immissionsrichtwerte (IRW) festgelegt, die von allen im Einwirkungs-
bereich stehenden Gewerbe- und Industriebetrieben gemeinsam in der Nachbarschaft einge-
halten werden müssen. Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm [9] entsprechen in der Regel 
den bei Industrie- und Gewerbelärm anzustrebenden Orientierungswerten der DIN 18005 [1], 
[18] und gelten 0,5 m vor dem geöffneten Fenster eines nach DIN 4109 [2]schutzbedürftigen 
Aufenthaltsraums. 

 

3.3 Schutzbedürftige Nutzungen innerhalb des Gewerbegebiets 

Nach dem Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz 
vom 24.08.2016 [7] ist in Bezug auf schutzbedürftige Nutzungen im Gewerbegebiet Folgendes 
zu beachten: 

• Bei bebauten Flächen mit schutzbedürftigen Räumen liegt der maßgebliche Immis-
sionsort 0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am 
stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raums. 

• Bei Flächen, auf denen noch keine schutzbedürftigen Räume bestehen, auf denen 
solche aber in Zukunft errichtet werden dürfen, ist auf den am stärksten betroffenen 
Rand der Fläche abzustellen, auf der die Erstellung schutzbedürftiger Räume zulässig 
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ist. 

• Falls Betriebswohnungen generell ausgeschlossen sind, kann nachts der Immissi-
onsrichtwert für den Tagzeitraum angewendet werden. 

• Sofern Betriebswohnungen im Gewerbegebiet bauplanungsrechtlich nur aus-
nahmsweise zugelassen sind, kann gemäß [7] auf einen Immissionsort mit Wohnnut-
zung verzichtet werden. 

Zu schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen zählen neben Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter auch Büroräume (ausgenom-
men Großraumbüros), Praxisräume, Sitzungsräume und ähnliche Arbeitsräume. 

Hinweis: Betriebswohnungen innerhalb eines Gewerbegebiets können Nachbarbetriebe in der 
Ausübung ihrer Tätigkeiten einschränken. Unter Umständen ist kein betrieblicher Fahrverkehr 
zur Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) möglich. Im vorliegenden Fall wird die Errichtung von Be-
triebswohnungen ausnahmsweise zugelassen. 

3.4 Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile 

Die Anforderungen an die Gesamt-Bau-Schalldämm-Maße R´w,ges der Außenbauteile schutz-
bedürftiger Räume ergeben sich gemäß DIN 4109-1:2018-01 „Schallschutz im Hochbau“, Teil 
1 [11], nach folgender Gleichung: 

• R´w,ges = La - KRaumart / dB                                                                                                  (1) 
mit: 

R´w,ges: gesamtes bewertetes Bau-Schalldämm-Maß der Außenbauteile von schutzbedürf-
tigen Räumen; mindestens einzuhalten sind: 

• R´w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume etc. 

• R´w,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 

La: maßgeblicher Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-2:2018-01, 4.5.5 

KRaumart: Raumart 

• 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 

• 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherber-
gungsstätten, Unterrichtsräume etc. 

• 35 dB für Büroräume und Ähnliches 

Gemäß Kapitel 4.4.5.2 bis 4.4.5.7 der DIN 4109-2:2018-01 „Schallschutz im Hochbau“ [12] ist 
bei berechneten Werten aus Straßen-, Schienen- und Wasserverkehr (Lr,Verkehr) eine Korrektur 
von +3 dB(A) gegenüber dem maßgeblichen Außenlärmpegel zu berücksichtigen. 

Bei Immissionen von Gewerbe- und Industrieanlagen wird i.d.R. der für die jeweilige Gebiets-
kategorie zur Tagzeit zulässige Immissionsrichtwert der TA Lärm [9] mit einem Zuschlag von 
+3 dB(A) als maßgeblicher Außenlärm eingesetzt. Falls mit Überschreitungen zu rechnen ist, 
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sollen die tatsächlich auftretenden Geräuschimmissionen als Beurteilungspegel herangezo-
gen werden. Bei Überlagerung der Immissionsbelastungen aus mehreren Geräuscharten (z.B. 
Verkehrs- und Gewerbelärm) ist der energetische Summenpegel aus den einzelnen maßgebli-
chen Außenlärmpegeln zu berechnen, wobei der Zuschlag von 3 dB(A) nur einmal – das heißt 
auf den Summenpegel – vergeben wird. 

Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel bei Verkehrslärm/Gewerbelärm zwischen Tag und 
Nacht weniger als 10 dB(A), so ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des 
Nachtschlafs aus einem um 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel für die Nacht und einem Zu-
schlag von 10 dB(A). Der Nachtzeitraum mit dem entsprechenden Zuschlag ist für solche Räu-
me maßgeblich, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden. 

Das Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß R´w,ges setzt sich zusammen aus dem Schalldämm-Maß 
der Massivwand, der Fenster, der Rollladenkästen, der Dachfläche etc. Das Schalldämm-Maß 
der Einzelbauteile (Fenster, Massivwand) kann gemäß DIN 4109-2:2018-01 [12] in Abhängig-
keit von der Raumgröße und vom Fensterflächenanteil abgeleitet werden. 

Die DIN 4109 ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm („Stand der Baukunst“) und dem-
nach bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zu-
sammenwirken mit seinem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten. Die derzeit 
in Bayern gültige Fassung ist vom Januar 2018. 

Anmerkung zum Schalldämm-Maß: 

Neben dem einzahligen Schalldämm-Maß Rw wird bei Bauteilen heute zusätzlich ein Spek-
trum-Anpassungswert „C“ angegeben (Rw (C; Ctr) dB), zum Beispiel: Rw 37 (-1; -3) dB. Der 
Korrekturwert „Ctr“ berücksichtigt den tiefen Frequenzbereich, das heißt die Wirkung des Bau-
teils im städtischen Straßenverkehr. Im vorliegenden Fall ist zu empfehlen, dass die Anforde-
rung an die Schalldämmung der Bauteile mit Berücksichtigung des Ctr – Werts erfüllt wird. 

 

4 PLANUNG 

Der Geltungsbereich der Planung umfasst die Flurstücke 81/3 (TF), 86/1 (TF), 86/6 und 94 der 
Gemarkung Berghofen mit einer Fläche von insgesamt ca. 28,7 ha (inklusive des Wirtschafts-
wegs im Süden). Das Plangebiet ist in zwei Parzellen (GE 1 - GE 2) gegliedert, die als Gewer-
begebiet gemäß § 8 BauNVO [15] ausgewiesen werden. Die Wandhöhe wird für das GE 1 mit 
maximal 16,0 m und für das GE 2 mit maximal 12,0 m festgelegt (vgl. Abbildung 1). 

Im GE 1 möchte sich die One Solar International GmbH ansiedeln, die Am Moos 9 in ca. 150 m 
Entfernung ansässig ist und am bestehenden Betriebsstandort keine Erweiterungsmöglichkei-
ten hat. Die Firma ist auf die Projektierung und die Installation sowie den Service und die War-
tung von Photovoltaikanlagen spezialisiert. Im GE 2 ist die Ansiedlung von Handwerksbetrie-
ben geplant, wie sie auf den nördlich anschließenden Gewerbeflächen bereits ansässig sind. 
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Die Erschließung des Gebiets erfolgt aus Osten über die Mühlenstraße, die im weiteren Verlauf 
in den Kreisverkehr an der B 11 mündet. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter werden ausnahmsweise zugelassen. 

Abbildung 1 Planzeichnung zum Bebauungsplan „GE Mühlenstraße“ (i) 

 

 

5 ÖRTLICHE GEGEBENHEITEN 

Das geplante Gewerbegebiet liegt im Ortsteil Weixerau der Gemeinde Eching im Norden der 
Mühlenstraße. Während im Nordosten, Osten und Süden verschiedene Betriebe ansässig sind 
(z.B. Sax Gerüstbau GmbH, Autohaus Sedlmaier, ITG Ingenieurgesellschaft für technische 
Gebäudeausstattung mbH Möbelcenter biller, BestHides GmbH), werden die Flächen im Süd-
westen landwirtschaftlich genutzt. Im Westen verläuft die „Kleine Sempt“, im Anschluss folgen 
weitere landwirtschaftliche Nutzflächen. Weiter südlich verläuft die B 11. 

  

27 70
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Die nächstgelegenen Wohnnutzungen sind im Nordosten in ca. 210 m Entfernung („Hansel-
mühle 2, 3“) und im Nordwesten in ca. 330 m Entfernung („Schapolterauer Straße 19, 21“) zu 
finden. Im Süden der B 11 sind weitere Wohngebäude vorhanden, die bereits ca. 450 – 500 m 
vom Plangebiet entfernt sind (vgl. Abbildung 2). Der Geländeverlauf im Untersuchungsgebiet 
ist nach den Erkenntnissen der Ortseinsicht (f) nahezu eben. 

Abbildung 2 Digitales Orthofoto (g) mit Darstellung des Untersuchungsbereichs 

 

 

6 BAUPLANUNGSRECHTLICHE SITUATION 

Für die Nutzungen bzw. Flächen im Umfeld der Planung existieren verschiedene rechtsgültige 
Bebauungspläne der Gemeinde Eching. Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Bebauungs-
pläne, die jeweils festgesetzte Art der baulichen Nutzung sowie das Datum des Inkrafttretens. 
Die Geltungsbereiche der einzelnen Bebauungspläne sind in Abbildung 3 eingetragen. 

  

27 70



 

 

2606-2022 SU V02.docx Seite 9 
 

Tabelle 3 Rechtsgültige Bebauungspläne im Untersuchungsraum (a) 

Nr. Titel des Bebauungsplans Nutzung In Kraft seit 

1 GE Hanselmühle GE 02.11.1981 

2 GE Hanselmühle I SO, GE 29.06.1992 

3 Deckblatt Nr. 1 zum BP „GE Hanselmühle I“ SO, GE 24.02.1995 

4 Deckblatt Nr. 2 zum BP „GE Hanselmühle I“ GE 23.04.2015 

5 Deckblatt Nr. 2 zum BP „GE Hanselmühle Point“ GE 15.02.1991 

6 Deckblatt Nr. 3 zum BP „GE Hanselmühle Point“ GE 09.02.1994 

7 GE Hanselmühle Point 3 GE 14.07.2002 

8 Weiherstraße SO 24.01.2012 

9 GE Point GE 08.09.1992 

10 GE Point I GE 21.10.1996 

11 GE Haselfurth Erweiterung GE 26.01.2012 

12 GE Haselfurth Erweiterung II GE 21.08.2014 

13 GE Haselfurth GE 15.02.1997 

14 Gewerbegebiet Semptwiesen GE 15.12.2016 

Abbildung 3 Flurkarte (i) mit den Geltungsbereichen der rechtsgültigen Bebauungspläne 

 

27 70
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Für die in Kapitel 5 beschriebenen Wohnnutzungen im Planungsumfeld (Hanselmühle, Scha-
polterauer Straße, südlich der B 11) gibt es keine Bebauungspläne, die deren Gebietseinstu-
fung verbindlich regeln würden. Nach der Darstellung im Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Eching (c) liegen sie im Mischgebiet bzw. im unbeplanten Außenbereich (vgl. Abbildung 4). 

Die Flächen zwischen dem „Gewerbegebiet Semptwiesen“ und dem Plangebiet sowie die Flä-
chen im nördlichen Anschluss an das „GE Hanselmühle“ sind im Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Eching (c) als gewerbliche Vorhalteflächen eingetragen und sollen langfristig ebenfalls 
einer Nutzung als Gewerbegebiet zugeführt werden (vgl. Abbildung 4). 

Abbildung 4 Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching (c) 
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7 GERÄUSCHKONTINGENTIERUNG 

7.1 Allgemein 

Zur rechtlichen Regelung des Lärmimmissionsschutzes sollen Geräuschemissionskontingente 
im Bebauungsplan festgesetzt werden. Das bedeutet, dass jeder Betrieb geeignete technische 
und/oder organisatorische Maßnahmen zu treffen hat, sodass die allein von seinen Anlagen - 
einschließlich dem Verkehr auf dem Werksgelände - in seinem Einwirkungsbereich außerhalb 
des Gewerbegebiets verursachten Geräusche keine höheren Beurteilungspegel erzeugen, als 
bei ungehinderter Schallausbreitung mit dem Geräuschkontingent abgestrahlt würden. 

Nach der Rechtsprechung ist bei der Formulierung der textlichen Festsetzungen und der Dar-
stellung im Plan das Bestimmtheitsgebot zu beachten. Es muss eindeutig aus dem Bebau-
ungsplan hervorgehen, auf welche Flächen sich die Emissionskontingente beziehen, welchen 
Betrag sie besitzen, nach welcher Berechnungsgrundlage bzw. nach welchen Ausbreitungs-
bedingungen die immissionsseitigen Pegelanteile der einzelnen Teilflächen (sogenannte Im-
missionskontingente) ermittelt werden sollen und wie in späteren Genehmigungsverfahren die 
Verträglichkeit von Vorhaben mit den Emissionskontingenten überprüft werden soll. 

Außerdem muss ein Gewerbegebiet gegliedert sein. Eine Gliederung im Sinne der Baunut-
zungsverordnung liegt dann vor, wenn das Gebiet in einzelne Teilgebiete aufgeteilt wird, de-
nen verschieden hohe Emissionskontingente zugeteilt werden. Diese Bedingung wird im vor-
liegenden Fall durch die Festlegung von zwei Teilgebieten (GE 1, GE 2) erfüllt. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 07.12.2017 [10] muss es zudem in ei-
nem rein intern gegliederten Baugebiet gemäß § 1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO [15] „ein Teilgebiet 

ohne Emissionsbeschränkung oder gleichbedeutend, ein Teilgebiet geben, das mit Emissionskon-

tingenten belegt ist, die jeden nach § 8 BauNVO zulässigen Betrieb ermöglichen“. Es müsse die 
allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt werden. 

Sofern alle Teilflächen mit einem (einschränkenden) Emissionskontingent belegt werden, be-
steht nach [10] die Möglichkeit einer gebietsübergreifenden Gliederung, d.h. auf den Verweis 
auf (nicht-eingeschränkte) Gewerbeflächen im Stadt- bzw. Gemeindegebiet. In [10] heißt es 
hierzu: „Die Wirksamkeit einer gebietsübergreifenden Gliederung von Gewerbegebieten nach § 1 

Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist davon abhängig, dass ihr ein darauf gerichteter planerischer Wille der 

Gemeinde zugrunde liegt, der in geeigneter Weise im Bebauungsplan selbst oder seiner Begrün-

dung dokumentiert worden ist.“ 

Ab welcher Höhe ein Gewerbegebiet emissionsbeschränkt ist, wurde im oben genannten Urteil 
nicht definiert. Im Beschluss des VGH München vom 29.03.2022 [19] wurden Emissionskontin-
gente von 60 dB(A)/m² tags und 52 dB(A)/m² nachts als „für einen typischen Gewerbebetrieb 

ausreichend hoch“ qualifiziert. Wenn ein – hinreichend großes – Teilgebiet eines Bebauungs-
plans Emissionskontingente in dieser Höhe festsetzt, sind – insoweit – die Anforderungen der 
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Rechtsprechung an eine rechtmäßige interne Geräuschkontingentierung nach § 1 Abs. 4 Satz 
1 BauNVO [15] erfüllt. 

7.2 Maẞgebliche Immissionsorte 

Maßgeblich für die Ermittlung der maximal zulässigen Geräuschemissionskontingente sind ge-
mäß Kapitel 7.1 schutzbedürftige Nutzungen (Immissionsorte = IO) außerhalb des geplanten 
Gewerbegebiets. Sie liegen gemäß Nr. A.1.3 der TA Lärm [9] entweder "bei bebauten Flächen 

0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen 

schutzbedürftigen Raumes nach DIN 4109..." oder "bei unbebauten Flächen, oder bebauten Flä-

chen, die keine Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen enthalten, an dem am stärksten betroffenen 

Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen 

erstellt werden dürfen." 

Im vorliegenden Fall fungieren die dem Plangebiet nächstgelegenen Wohnnutzungen im Nord-
osten (Hanselmühle) und Nordwesten der Planung (Schapolterauer Straße) als maßgebliche 
Immissionsorte (IO). Da keine rechtsgültigen Bebauungspläne existieren, die nach Nr. 6.6 der 
TA Lärm [9] die Zuordnung der Immissionsorte zu Gebieten nach Nr. 6.1 der TA Lärm [9] re-
geln würden, erfolgt die Einstufung ihrer Schutzbedürftigkeit vor unzulässigen Lärmimmissio-
nen konform zur Darstellung im Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching (c) (vgl. Abbildung 
4 in Kapitel 6) sowie zu den vor Ort tatsächlich vorhandenen Nutzungsstrukturen (f) als Misch-
gebiet (MI) bzw. - wie bei Wohnnutzungen im Außenbereich üblich - als Dorfgebiet (MD). 

Die jeweils zulässigen Orientierungs- bzw. Immissionsrichtwerte müssen von allen im Einwir-
kungsbereich stehenden Betrieben gemeinsam an den genannten schutzbedürftigen Nutzun-
gen eingehalten werden. Tabelle 4 zeigt die Immissionsorte, deren Gebietseinstufung und die 
zulässigen Werte im Überblick. Deren Ortslage ist aus Abbildung 5 ersichtlich. 

Tabelle 4 Maßgebliche Immissionsorte (IO) außerhalb des Gewerbegebiets 

IO Adresse Gebietseinstufung 
ORW [dB(A)] 
Tag Nacht 

1 Hanselmühle 2 
Wohnhaus, Fl.Nr. 573/4, Gem. Eching 

Mischgebiet (MI) 
(gemäß Flächennutzungsplan (c)) 60 45 

2 Schapolterauer Straße 19 
Wohnhaus, Fl.Nr. 583, Gem. Eching 

Außenbereich/Dorfgebiet (MD) 
(gemäß Flächennutzungsplan (c)) 60 45 

3 Schapolterauer Straße 21 
Wohnhaus, Fl.Nr. 581, Gem. Eching 

Außenbereich/Dorfgebiet (MD) 
(gemäß Flächennutzungsplan (c)) 60 45 

Die Wohnnutzungen im Süden der B 11 besitzen ebenfalls den Schutzanspruch eines Misch- 
bzw. Dorfgebiets und liegen im Einwirkungsbereich der bereits ausgewiesenen Gewerbe- und 
Sondergebietsflächen im Ortsteil Weixerau. Nachdem sie jedoch deutlich weiter vom Plange-
biet entfernt sind, als die in Tabelle 4 genannten schutzbedürftigen Nutzungen, und somit im-
mer geringere Zusatzbelastungen durch das geplante Gewerbegebiet erfahren werden, stellen 
sie keine maßgeblichen Immissionsorte im Sinne der TA Lärm [9] dar und werden folglich nicht 
als Einzelpunkte aufgeführt. 
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Abbildung 5 Flurkarte (i) mit Eintragung der maßgeblichen Immissionsorte (IO)  

 

Hinweis zu maßgeblichen Immissionsorten innerhalb des geplanten Gewerbegebiets: Bei ei-
nem Antrag auf Neu-Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Betrieben 
muss seitens des Bauwerbers bzw. Antragstellers nachgewiesen werden, dass die in einem 
Gewerbegebiet geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm [9] von 65/50 dB(A) tags/nachts 
unter Berücksichtigung der Summenwirkung der Geräusche aller weiteren Betriebe an den je-
weils nächstgelegenen Immissionsorten inner- und außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans „GE Mühlenstraße“ (i) mit dem Schutzanspruch eines Gewerbegebiets einge-
halten werden bzw. die Zusatzbelastung des Vorhabens nicht relevant im Sinne der TA Lärm 
[9] ist. 

7.3 Verfügbare Planwerte 

Gemäß den Vorgaben der DIN 45691 [5] müssen zunächst die Immissionsanteile (= Planwerte 
LPL) festgelegt werden, die für das geplante Gewerbegebiet während der Tag- und Nachtzeit 
an den maßgeblichen Immissionsorten verfügbar sind. Nach Kapitel 3.2 müssen die zulässi-
gen Immissionsrichtwerte der TA Lärm [9] von allen im Einflussbereich stehenden Betrieben 
und Anlagen gemeinsam eingehalten werden. Die Planwerte sind nach dem folgenden Zusam-
menhang zu ermitteln: 

2770
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• LPL,j = 10 x log (10 0,1 LGI,j – 10 0,1 Lvor,j) / dB(A)                                                                   (2) 
mit: 
LPL,j: Planwert am Immissionsort j 
LGI,j: IRW am Immissionsort j 
Lvor,j: Vorbelastung am Immissionsort j 

Die in Kapitel 7.2 vorgestellten maßgeblichen Immissionsorte erfahren anlagenbezogene Vor-
belastungen durch die auf den bereits ausgewiesenen Gewerbe- und Sondergebietsflächen 
im Planungsumfeld tatsächlich entstehenden oder die aufgrund der ausgewiesenen Nutzungs-
arten theoretisch möglichen Geräuschentwicklungen. Deshalb darf die zu begutachtende Pla-
nung (hier: Bebauungsplan "GE Mühlenstraße" der Gemeinde Eching (i)) die in Kapitel 3.1 
genannten Orientierungswerte für Gewerbelärm nicht alleine ausschöpfen. 

Um die Summenwirkung der Geräusche sämtlicher anlagenbezogener Lärmemittenten zu be-
rücksichtigen, die inner- oder außerhalb des Geltungsbereichs der Planung entweder bereits 
bestehen oder dort zukünftig entstehen dürfen, wird vorgeschlagen, dem Bebauungsplan "GE 
Mühlenstraße" (i) Planwerte LPl zuzugestehen, die gegenüber den anzustrebenden Orientie-
rungswerten pauschal um 6 dB(A) abgesenkt werden. 

Diese Vorgehensweise lehnt sich an die unter Nr. 4.2c und Nr. 3.2.1, Abs. 2 der TA Lärm [9] 
getroffene Aussage an, dass die von einem Vorhaben ausgehende Zusatzbelastung im Regel-
fall "im Hinblick auf den Gesetzestext als nicht relevant anzusehen ist.", wenn die geltenden Im-
missionsrichtwerte um mindestens 6 dB(A) unterschritten werden. Eine explizite Betrachtung 
der Vorbelastung kann unter diesen Umständen entfallen. 

Eine strengere Richtwertunterschreitung (z.B. um 10 dB(A)) wird nicht für notwendig erachtet, 
da die zulässigen Orientierungswerte gemäß dem schalltechnischen Gutachten der hoock far-
ny ingenieure zum Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „GE Hanselmühle I“ vom 17.12.2014 
(b) durch die ausgewiesenen Gewerbe- und Sondergebietsflächen im Planungsumfeld nicht 
ausgeschöpft werden. Tabelle 5 zeigt die verfügbaren Planwerte im Überblick. 

Tabelle 5 Verfügbare Planwerte LPl an den maßgeblichen Immissionsorten [dB(A)] 

 

7.4 Zulässige Emissionskontingente 

Die Emissionskontingentierung erfolgt gemäß DIN 45691 [5] bei freier Schallausbreitung unter 
ausschließlicher Berücksichtigung der geometrischen Ausbreitungsdämpfung. Zusatzdämp-
fungen aus Luftabsorption, Boden- und Meteorologieverhältnissen, Abschirmungen und Refle-
xionsflächen bleiben bei der Ermittlung der Kontingente definitionsgemäß außer Betracht. 

Bezugszeitraum IO 1 IO 2 IO 3 

Tagzeit (6:00 bis 22:00 Uhr) 54 54 54 

Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) 39 39 39 
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• ∆ Li,J = - 10 x log ∑ (SK / 4πs²k,j) / dB(A)                                                                          (3) 
mit: 
∆ Li,J: Differenz zwischen Emissions- und Immissionskontingent 
∑ SK: Si: Flächengröße der Teilfläche [m²] 
k: Anzahl ausreichend k-einer Flächenelemente [--] 
sk,,j: horizontaler Abstand des Immissionsorts vom Schwerpunkt der Teilfläche [m] 

Das geplante Gewerbegebiet ist in zwei Parzellen gegliedert (GE 1, GE 2). Die jeweils zulässi-
gen Emissionskontingente LEK werden nach dem konventionellen („starren“) Emissionsmodell 
der DIN 45691 [5] berechnet und in dB(A)/m² Bezugsfläche angegeben. Als Emissionsbezugs-
fläche SEK wird die überbaubare Grundstücksfläche nach (i) gewählt. Unter diesen Vorausset-
zungen können die in Tabelle 6 angegebenen Emissionskontingente als maximal zulässig fest-
gesetzt werden. Abbildung 6 zeigt die Gliederung des Gewerbegebiets und die zugrunde ge-
legten Emissionsbezugsflächen. 

Tabelle 6 Zulässige Emissionskontingente LEK für das geplante Gewerbegebiet [dB(A)/m²] 

Abbildung 6 Flurkarte (i) mit Darstellung der Emissionsbezugsflächen SEK 

 

Parzelle / Teilfläche 
Emissionsbezugs-

fläche SEK [m²] 

Emissionskontingent LEK dB(A)/m² 

LEK,Tag LEK,Nacht 

GE 1 18.590 63 53 

GE 2 2.230 62 52 

2770
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Unter der Prämisse einer vollständigen Ausschöpfung der als zulässig ermittelten Emissions-
kontingente können die verfügbaren Planwerte in der schutzbedürftigen Nachbarschaft einge-
halten bzw. unterschritten werden. 

Gemäß der einschlägigen Rechtsprechung zu Geräuschkontingentierungen muss es in einem 
intern gegliederten Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO [15] ein Teilgebiet ohne Emissi-
onsbeschränkung geben, damit sich dort jeder nach § 8 BauNVO [15] zulässige Betrieb ansie-
deln kann und die Zweckbestimmung des Gebiets gewahrt wird. Unter Verweis auf die Ausfüh-
rungen in Kapitel 7.1 kann davon ausgegangen werden, dass Teilflächen mit Emissionskontin-
genten von ≥ 60 dB(A)/m² tags und von ≥ 52 dB(A)/m² nachts keinen Emissionsbeschränkun-
gen im Sinne der aktuellen Rechtsprechung unterliegen. Demnach sind beide Teilflächen des 
geplanten Gewerbegebiets mit Kontingenten von 62/63 dB(A)/m² tags und von 52/53 dB(A)/m² 
nachts nicht emissionsbeschränkend kontingentiert. 

7.5 Immissionskontingente und Beurteilung 

Bei einer vollständigen Ausschöpfung der in Tabelle 6 in Kapitel 7.4 genannten Emissionskon-
tingente errechnen sich nach den Vorgaben der DIN 45691 [5] unter ausschließlicher Berück-
sichtigung der geometrischen Ausbreitungsdämpfung für das geplante Gewerbegebiet an den 
maßgeblichen Immissionsorten außerhalb des Gewerbegebiets (vgl. Tabelle 4 in Kapitel 7.2) 
die in Tabelle 7 angegebenen aufsummierten Immissionskontingente. Die zulässigen Planwer-
te werden an allen Immissionsorten eingehalten. Am ungünstigsten Immissionsort IO 1 ist eine 
Unterschreitung um 9 dB(A) tags und um 4 dB(A) nachts festzustellen. 

Tabelle 7 Gegenüberstellung ∑ LIK und Planwerte LPl an den Immissionsorten [dB(A)] 

Von einer Anhebung der Emissionskontingente bis zur zulässigen Ausschöpfung der verfügba-
ren Planwerte wurde bewusst abgesehen, weil die Emissionskontingente während der Tagzeit 
in diesem Fall deutlich höher wären, als der in der DIN 18005 [4], [17] für emissionsträchtigere 
Industriegebiete genannte Anhaltswert von 65 dB(A)/m². Nachdem übliche Handwerksbetrie-

Tagzeit (6:00 bis 22:00 Uhr) IO 1 IO 2 IO 3 

Parzelle GE 1 44,4 41,6 42,4 

Parzelle GE 2 36,8 31,3 31,5 

Aufsummiertes Immissionskontingent ∑ LIK 45 42 43 

Empfohlener Planwert LPl 54 54 54 

Einhaltung / Überschreitung -9 -12 -11 

Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) IO 1 IO 2 IO 3 

Parzelle GE 1 34,4 31,6 32,4 

Parzelle GE 2 26,8 21,3 21,5 

Aufsummiertes Immissionskontingent ∑ LIK 35 32 33 

Empfohlener Planwert LPl 39 39 39 

Einhaltung / Überschreitung -4 -7 -6 
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be nach unseren Erfahrungen keine derart hohen Kontingente benötigen und um angemesse-
ne Pegelreserven für eventuell langfristig geplante Erweiterungen des Gewerbegebiets freihal-
ten zu können, wurde die Kontingentierung tagsüber auf eine Unterschreitung der insgesamt 
zulässigen Orientierungswerte um 15 dB(A) am ungünstigsten Immissionsort IO 1 ausgelegt. 

Unter Verweis auf die Ausführungen in Kapitel 7.4 werden die Anforderungen der Rechtspre-
chung an eine rechtmäßige interne Geräuschkontingentierung nach § 1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 
[15] bereits mit den vorgeschlagenen Nachtkontingenten von 52/53 dB(A)/m² erfüllt. Deshalb 
wurde von der Vergabe von um 4 dB(A) höheren Nachtkontingenten, wie es zur Ausschöpfung 
des Planwerts am Immissionsort IO 1 in diesem Bezugszeitraum grundsätzlich möglich wäre, 
abgesehen. Die Vorgehensweise führt nachts zu einer Richtwertunterschreitung um 10 dB(A). 

An den weiter vom Plangebiet entfernten Immissionsorten IO 2 und IO 3 könnten zwar Zusatz-
kontingente LEK,zus vergeben werden. Dies wäre aus den genannten Gründen jedoch nicht ziel-
führend und wird daher auch nicht vorgenommen. 

 

8 AUF DAS GEBIET EINWIRKENDER ANLAGENLÄRM 

8.1 Überblick über die einwirkenden Flächen 

Das geplante Gewerbegebiet liegt im Geräuscheinwirkungsbereich der bereits ausgewiese-
nen Gewerbe- und Sondergebiete im Planungsumfeld. Weiterhin relevant sind die Flächen im 
südwestlichen Anschluss an das Plangebiet und im westlichen Anschluss an das GE Hansel-
mühle, die nach der Darstellung im Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching (c) langfristig 
ebenfalls einer Nutzung als Gewerbegebiet zugeführt werden sollen und somit künftig auf neu 
entstehende schutzbedürftige Nutzungen im Geltungsbereich einwirken werden. Alle entspre-
chenden Flächen sind aus Abbildung 3 und Abbildung 4 in Kapitel 6 ersichtlich. 

8.2 Schallemissionen 

Das Maß der zulässigen anlagenbezogenen Geräuschentwicklungen ist auf den im Geltungs-
bereich der Bebauungspläne „GE – Point“, „GE – Point I“, „GE - Hanselmühle I“ (Deckblatt Nr. 
1), „GE – Haselfurth, „GE – Haselfurth Erweiterung“, „GE – Haselfurth Erweiterung II“ und „Ge-
werbegebiet Semptwiesen“ liegenden Gewerbe- und Sondergebietsflächen durch die festge-
setzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSP) und Emissions-
kontingente (LEK) begrenzt. Das Berechnungsverfahren, auf dem die zulässigen Pegel beru-
hen, und die Emissionsbezugsflächen, auf die sie sich beziehen, sind dabei nur in den vier zu-
letzt genannten Bebauungsplänen klar definiert. Alle weiteren Bebauungspläne enthalten kei-
ne Festsetzungen zum Schallschutz. 
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Die im geplanten Gewerbegebiet zu erwartenden Immissionsbelastungen werden wie folgt er-
mittelt: 

Auf den Gewerbeflächen der Bebauungspläne „GE – Haselfurth“, „GE – Haselfurth Erwei-
terung“, „GE – Haselfurth Erweiterung II“ und „GE Semptwiesen“ werden die als zulässig 
festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel bzw. Emissions-
kontingente auf den definierten Emissionsbezugsflächen gemäß der in den Festsetzungen ge-
nannten Berechnungsgrundlage angesetzt. 

Auf den Gewerbe- und Sondergebietsflächen der Bebauungspläne „GE – Point“, „GE – Point 
I“ und „GE - Hanselmühle I“ (Deckblatt Nr. 1) werden - konform zu der mit der Immissions-
schutzbehörde des Landratsamtes Landshut abgestimmten Vorgehensweise in (d) – flächen-
bezogene Schallleistungspegel von 65/50 dB(A)/m² tags/nachts auf den in Abbildung 7 darge-
stellten Flächen nach den Vorgaben der DIN 18005 [4] veranschlagt. 

Die emittierenden Flächen aller weiteren Bebauungspläne sowie die gewerblichen Vorhal-
teflächen im Südwesten und Nordosten des Plangebiets werden mit Emissionskontingenten 
von 63/48 dB(A)/m² belegt, wie sie in (b) bei der Ermittlung der Gesamtlärmbelastung als maxi-
mal zulässig ermittelt wurden. 

Tabelle 8 zeigt die für die einzelnen (Teil-)Flächen der Gewerbe- und Sondergebiete angesetz-
ten Werte und die jeweils anzuwendende Berechnungsvorschrift im Überblick. 

Tabelle 8 Angesetzte Flächenschallleistungspegel/Emissionskontingente [dB(A)/m²] 

(1) GE - Hanselmühle Tag Nacht Norm 

GE1 (S ~ 3.330 m²) 63 48 
DIN 45691 

GE2 (S ~ 16.380 m²) 63 48 

(2) GE - Hanselmühle I Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 9.475 m²) 63 48 
DIN 45691 

SO (S ~ 34.930 m²) 65 50 

(3) GE - Hanselmühle I Deckblatt Nr. 1 Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 3.370 m²) 63 48 
DIN 45691 

SO (S ~ 28.500 m²) 65 50 

(4) GE - Hanselmühle I Deckblatt Nr. 2 Tag Nacht Norm 

GE1 (S ~ 17.950 m²) 63 48 
DIN 45691 

GE2 (S ~ 3.210 m²) 63 48 

(5) GE - Hanselmühle – Point Deckblatt Nr. 2 Tag Nacht Norm 

GE1 (S ~ 15.310 m²) 63 48 
DIN 45691 

GE2 (S ~ 8.060 m²) 63 48 
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(6) GE - Hanselmühle – Point Deckblatt Nr. 3 Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 14.275 m²) 63 48 DIN 45691 

(7) GE - Hanselmühle Point 3 Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 6.590 m²) 63 48 DIN 45691 

(8) Weiherstraße Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 8.080 m²) 63 48 DIN 45691 

(9) GE – Point Tag Nacht Norm 

GE1 (S ~ 52.915 m²) 65 50 

DIN 18005 GE2 (S ~ 9.175 m²) 65 50 

GE3 (S ~ 17.310 m²) 65 50 

(10) GE – Point I Tag Nacht Norm 

GE (S ~5.465 m²) 65 50 DIN 18005 

(11) GE – Haselfurth Erweiterung Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 9.395 m²) 61 46 DIN 45691 

(12) GE – Haselfurth Erweiterung II Tag Nacht Norm 

GE (S ~ 14.830 m²) 59 44 DIN 45691 

(13) GE – Haselfurth Tag Nacht Norm 

GE1a (S ~ 51.520 m²) 68,8 57,8 

DIN 18005 

GE1b (S ~ 6.745 m²) 64,5 53,5 

GE2a (S ~ 12.945 m²) 68,4 57,4 

GE2b (S ~ 9.285 m²) 66,0 55,0 

GE3 (S ~16 .085 m²) 63,7 52,7 

(14) Gewerbegebiet– Semptwiesen Tag Nacht Norm 

GE1 (S ~ 10.380 m²) 66 51 

DIN 45691 GE2 (S ~ 10.240 m²) 69 54 

GE (S ~ 9.730 m²) 71 56 

(15) Gewerbliche Vorhalteflächen Tag Nacht Norm 

GE Südwesten (S ~ 45.195 m²) 63 48 
DIN 45691 

GE Nordosten (S ~ 17.470 m²) 63 48 
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Abbildung 7 Flurkarte (i) mit Darstellung aller emittierenden Flächen 

 

8.3 Immissionsbelastungen und Beurteilung 

Unter der Voraussetzung einer vollständigen Ausschöpfung der in Kapitel 8.2 gelisteten immis-
sionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel bzw. Emissionskontingente auf den 
in Abbildung 7 dargestellten Flächen errechnen sich gemäß den in Kapitel 8.2 genannten Aus-
breitungsbedingungen im Geltungsbereich der Planung die auf Isophonenkarten in Abbildung 
8 und Abbildung 9 dargestellten, energetisch aufsummierten Immissionsbelastungen während 
der Tag- und Nachtzeit in 4,0 m relativer Höhe. An den Baugrenzen bzw. innerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche der Bauparzellen dürfen die in einem Gewerbegebiet anzustre-
benden Orientierungswerte des Beiblatts 1 zu Teil 1 der DIN 18005 [1], [18] bzw. die gleichlau-
tenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm [9] von 65/50 dB(A) tags/ nachts ausgeschöpft wer-
den. 

27 70
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Abbildung 8 Immissionsbelastungen durch Gewerbe – Tag (6:00 - 22:00 Uhr) 
Isophonenkarte in 4,0 m relativer Höhe 
ORWGE,Tag = 65 dB(A) / IRWGE,Tag = 65 dB(A) 

 

Wie aus Abbildung 8 hervorgeht, wird der tagsüber (6:00 bis 22:00 Uhr) anzustrebende Orien-
tierungswert ORWGE,Tag = 65 dB(A) flächendeckend innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen eingehalten. Die Immissionsbelastungen liegen in der nordöstlichen Ecke der Parzelle 
GE2 bei maximal 62 dB(A). 

In der Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) stellt sich die Geräuschsituation analog dar. Der zulässige 
Orientierungs- bzw. Immissionsrichtwert von 50 dB(A) wird eingehalten. Mit Immissionsbelas-
tungen von maximal 47 dB(A) werden die städtebaulichen Schallschutzziele vollumfänglich er-
füllt (vgl. Abbildung 9). 

Darum sind auch keine Maßnahmen bzw. Festsetzungen zum Schutz der zukünftig mögli-
chen schutzbedürftigen Nutzungen im Geltungsbereich vor Gewerbelärm notwendig. 

27 70
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Abbildung 9 Immissionsbelastungen durch Gewerbe – Nacht (22:00 – 6:00 Uhr) 
Isophonenkarte in 4,0 m relativer Höhe 
ORWGE,Nacht = 50 dB(A) / IRWGE,Nacht = 50 dB(A) 

 

 

9 AUF DAS GEBIET EINWIRKENDER VERKEHRSLÄRM 

9.1 Emissionsprognose 

Als maßgebliche Schallquelle fungiert die B 11 im Süden des Plangebiets. Alle weiteren öffent-
lichen Straßen im Planungsumfeld (z.B. Mühlenstraße, Auenweg) können aufgrund des deut-
lich niedrigeren Verkehrsaufkommens im Vergleich zur B 11 vernachlässigt werden. Die A 92 
ist bereits mehr als 1 km vom Plangebiet entfernt und liefert gemäß den Ergebnissen entspre-
chend durchgeführter Vorberechnungen ebenfalls keine beurteilungsrelevanten Pegelbeiträge 
und kann unberücksichtigt bleiben. 

2770
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Nach Kapitel 7.1 der DIN 18005:02-07 [17] müssten die Emissionen der B 11 nach den Vorga-
ben der mittlerweile veralteten „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-90“ [3] ermit-
telt werden. Nachdem die Beurteilungspegel im Einwirkungsbereich von Straßen gemäß dem 
aktuellen Entwurf zur DIN 18005:22-02 [17] jedoch nach den Vorgaben der 16. BImSchV [14] 
zu berechnen sind, welche wiederum auf das mit der Zweiten Verordnung zur Änderung dieser 
Norm verbindlich eingeführte, modernere Berechnungsverfahren der „Richtlinien für den Lärm-
schutz an Straßen - RLS-19“ [13] verweist, wird dieses hier angewandt. Die den Berechnungs-
vorschriften zugrunde liegenden Emissionsannahmen beruhen auf Untersuchungen der der-
zeitigen Fahrzeugflotte und sonstigen aktuellen Erkenntnissen (Pegelminderung durch lärm-
mindernde Straßendeckschichten u.a.). Zudem sind die RLS-19 [13] Berechnungsgrundlage 
für die Ableitung der maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01 [12]. Aus den 
genannten Gründen werden die Emissionspegel nach den Vorgaben der RLS-19 [13] ermittelt. 

Für den zu untersuchenden Streckenabschnitt werden zunächst die längenbezogenen Schall-
leistungspegel LW‘ der Quelllinien für die Beurteilungszeiträume „Tag“ (6:00 - 22:00 Uhr) sowie 
„Nacht“ (22:00 - 6:00 Uhr) berechnet. Ausgangsgrößen hierfür sind die stündlichen Verkehrs-
stärken (M), die Lkw-Anteile (p), die zulässigen Höchstgeschwindigkeiten getrennt nach Fahr-
zeuggruppen, die Steigungen und die Fahrbahnarten. Der längenbezogene Schallleistungspe-
gel LW‘ einer Quelllinie errechnet sich gemäß der folgenden Gleichung: 

• LW‘ =10 x log [M]+ 10 x log [
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Mit: 

M Stündliche Verkehrsstärke der Quelllinie in Kfz/h 

LW,FzG(vFzG) 

 
Schallleistungspegel für die Fahrzeuge der Fahrzeuggruppe (Pkw, Lkw1 und Lkw2) 
bei der Geschwindigkeit vFzG nach dem Abschnitt 3.3.3 in dB 

vFzG 
Geschwindigkeit für die Fahrzeuge der Fahrzeuggruppe FzG (Pkw, Lkw1 und Lkw2) 
in km/h 

p1 
Anteil an Fahrzeugen der Fahrzeuggruppe Lkw1 (Lastkraftwagen ohne Anhänger 
mit einer zulässigen Gesamtmasse von bis zu 3,5 t) in % 

p2 
Anteil an Fahrzeugen der Fahrzeuggruppe Lkw2 (Lastkraftwagen mit Anhänger 
bzw. Sattelkraftfahrzeuge (Zugmaschine mit Auflieger) mit einer zulässigen Ge-
samtmasse über 3,5 t) in % 

Als Grundlage für die Ermittlung der zu erwartenden Verkehrslärmimmissionen dienen die im 
Verkehrsmengenatlas Bayern 2015 (e) an den Zählstellen Nr. 74389310 (östlich Kreisverkehr) 
sowie 75389102 (westlich Kreisverkehr) genannten Verkehrsmengen. Die Hochrechnung auf 
das Prognosejahr 2035 wird überschlägig ohne Regression mit einer jährlichen Steigerungsra-
te von 1 % bei stagnierenden Lkw-Anteilen vorgenommen. 

Die Aufteilung der in (e) gemäß den „alten“ RLS-90 [3] für Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht ab 2,8 t genannten Lkw-Anteile zur Ermittlung der prozentualen Lkw-Anteile 
getrennt nach den Fahrzeuggruppen p1 und p2 nach den „neuen“ RLS-19 [13] erfolgt abhängig 
von der Straßenart gemäß Tabelle 2 der RLS-19 [13]. Im vorliegenden Fall handelt es sich bei 
der B 11 um eine Bundesstraße. 
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Demnach kommen die folgenden Verkehrsbelastungen zum Tragen (vgl. Abbildung 10): 

Tabelle 9 Verkehrsbelastungen auf der B 11 im Prognosejahr 2035 

B 11 östlich Kreisverkehr DTV M p1 p2 

Tagzeit (6:00 bis 22:00 Uhr) 
18.073 

1.038 0,9 2,1 

Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) 184 1,2 2,1 

B 11 westlich Kreisverkehr DTV M p1 p2 

Tagzeit (6:00 bis 22:00 Uhr) 
20.221 

1.170 1,3 3,1 

Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) 189 1,8 3,3 

DTV: ................ durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke [Kfz/d] 

M: .................... maßgebende stündliche Verkehrsstärken [Kfz/h] 

p1: .................... Lkw-Anteil der Fahrzeuggruppe p1 [%] 

p2: .................... Lkw-Anteil der Fahrzeuggruppe p2 [%] 

Abbildung 10 Orthofoto (g) mit Eintragung des relevanten Abschnitts der B 11 

 

Gemäß den Erkenntnissen der Ortseinsicht (f) sind auf dem relevanten Streckenabschnitt der 
B 11 durchgängig 100 km/h zulässig. 

27 70
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Die Korrekturwerte DSD,SDT,FzG (v) für unterschiedliche Straßendeckschichttypen SDT sind in den 
RLS-19 [13] getrennt für Pkw, Lkw und die Geschwindigkeit vFzG festgelegt, wobei die Werte 
für Lkw für die Fahrzeuggruppen Lkw1 und Lkw2 gelten. Nach (h) ist auf dem relevanten Ab-
schnitt der B 11 ein Splittmastixasphalt (SMA 11/SMA 8) eingebaut. Hierfür werden die in Ta-
belle 4a der RLS-19 [13] genannten Korrekturwerte in Ansatz gebracht. 

In Tabelle 10 sind die Verkehrsbelastungen und die daraus resultierenden längenbezogenen 
Schallleistungspegel LW‘ der Quelllinien für die zulässige Höchstgeschwindigkeit angegeben. 
Gegebenenfalls erforderliche Zuschläge für Steigungs- und Gefällestrecken werden vom Prog-
noseprogramm - abhängig von der Geschwindigkeit der jeweiligen Fahrzeuggruppe und der 
Längsneigung der Fahrbahn - nach den Gleichungen 7 a - c unter Nr. 3.3.6 der RLS-19 [13] 
ermittelt und direkt in die Berechnungen integriert (Längsneigungskorrektur DLN). 

Tabelle 10 Emissionskennwerte nach den RLS-19 [13] für das Prognosejahr 2035 

Straße 
Abschnitt 

Zähldaten 
Zulässige Ge-
schwindigkeit 

Lw` 

M (Kfz/h) p1 (%) p2 (%) Pkw Lkw Tag Nacht 

Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht km/h km/h dB(A) dB(A) 

Östlich KV 1.038 184 0,9 1,2 2,1 2,1 100 80 88,2 80,7 

Westlich KV 1.170 189 1,3 3,1 1,8 3,3 100 80 88,9 81,1 

Die Vergabe einer Knotenpunktkorrektur DK,KT nach Nr. 3.3.7 der RLS-19 [13] ist im vorliegen-
den Fall ebenso wenig notwendig, wie ein Zuschlag für Mehrfachreflexionen Drefl nach Nr. 3.3.8 
der RLS-19 [13]. 

9.2 Immissionsprognose 

Die Ausbreitungsrechnung erfolgt mit dem Berechnungsprogramm CadnaA (Version 191) der 
DataKustik GmbH nach den Vorgaben der „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen – RLS-
19“ [13]. 

Als pegelmindernde Einzelschallschirme fungieren die aus dem Geländemodell (a) resultieren-
den Beugungskanten und die bestehenden Haupt- und Nebengebäude im Untersuchungsbe-
reich, deren Ortslage und Höhenentwicklung aus einem digitalen Gebäudemodell des Bayeri-
schen Landesamts für Digitalisierung, Breitband und Vermessung (a) stammen. 

An Baukörpern auftretende Immissionspegelerhöhungen durch Reflexionen an Stützmauern, 
Hausfassaden oder anderen Flächen werden über den Ansatz eines Reflexionsverlusts DRV1 
für Reflexionen erster Ordnung bzw. DRV2 für Reflexionen zweiter Ordnung von 0,5 dB berück-
sichtigt (entspricht einem Absorptionsgrad von 0,11). 
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9.3 Ergebnisdarstellung und Beurteilung 

Auf Grundlage der gemäß Kapitel 9.1 berechneten Schallemissionen liefert die Ausbreitungs-
rechnung die in Form von Isophonenkarten auf Abbildung 11 und Abbildung 12 dargestellten 
Immissionsbelastungen im Plangebiet während der Tag- und Nachtzeit in 10,0 m über Gelän-
de. Den Karten kann entnommen werden, in welchem Abstand von der B 11 die Orientierungs-
werte des Beiblatts 1 zu Teil 1 der DIN 18005 [1], [18] bzw. die um 4 dB(A) höheren Immissi-
onsgrenzwerte der 16. BImSchV [14] bei freier Schallausbreitung (d.h. ohne Berücksichtigung 
der Abschirmwirkung der im Gebiet geplanten Gebäude) eingehalten werden können. 

Abbildung 11 Immissionsbelastung durch Straßenverkehr – Tag (6:00 - 22:00 Uhr) 
Isophonenkarte in 10,0 m über Gelände 
ORWGE,Tag = 65 dB(A) / IGWGE,Tag = 69 dB(A) 

 

Gemäß Abbildung 11 wird der tagsüber (6:00 bis 22:00 Uhr) anzustrebende Orientierungswert 
ORWGE,Tag = 65 dB(A) flächendeckend eingehalten. Die Immissionsbelastungen liegen an den 
östlichen Baugrenzen beider Parzellen bei maximal 53 – 55 dB(A) und unterschreiten den Ori-
entierungswert demnach bei weitem um mindestens 10 dB(A). 
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Abbildung 12 Immissionsbelastung durch Straßenverkehr – Nacht (22:00 - 6:00 Uhr) 
Isophonenkarte in 10,0 m über Gelände 
ORWGE,Nacht = 55 dB(A) / IGWGE,Nacht = 59 dB(A) 

 

Nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) stellt sich die Verkehrslärmsituation ebenfalls gänzlich problemlos 
dar. Der Orientierungswert ORWGE,Nacht = 55 dB(A) wird flächendeckend eingehalten bzw. un-
terschritten. An den östlichen Baugrenzen beider Parzellen ist mit Immissionsbelastungen von 
maximal 46 - 47 dB(A) zu rechnen (vgl. Abbildung 12). 

Aufgrund der festgestellten Einhaltung der Orientierungswerte kann abschließend konstatiert 
werden, dass außer der Festlegung einer ausreichenden Luftschalldämmung der Außenbau-
teile keine Maßnahmen bzw. Festsetzungen zum Schutz der künftig möglichen schutz-
bedürftigen Nutzungen im Geltungsbereich vor Straßenverkehrslärm notwendig sind. 
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10 TEXTVORSCHLAG FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN 

10.1 Begründung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „GE Mühlenstraße“ werden die bauplanungsrechtli-
chen Voraussetzungen zur Erweiterung der bereits bestehenden und nahezu vollständig be-
bauten Gewerbegebietsflächen im Ortsteil Weixerau nördlich der B 11 geschaffen. Die Art der 
baulichen Nutzung wird als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt. Die Errichtung von 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter wird ausnahmsweise zugelassen. 

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen insbesondere die all-
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Der 
Schallschutz wird dabei durch die im Beiblatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 „Schallschutz im Städ-
tebau“ für die unterschiedlichen Gebietsarten genannten Orientierungswerte konkretisiert. De-
ren Einhaltung oder Unterschreitung an schutzbedürftigen Nutzungen (z.B. Bauflächen, Bau-
gebiete, sonstige Flächen) ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des jeweiligen Bauge-
biets/der jeweiligen Baufläche verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbe-
lastung zu erfüllen. Für Gewerbelärm wird in Ergänzung zur DIN 18005 die „Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm“ (TA Lärm) als fachlich fundierte Erkenntnisquelle zur Bewertung 
der Lärmimmissionen herangezogen. 

In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrs-
wegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oftmals nicht einhalten. Wo 
im Bauleitplanverfahren von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere 
Belange überwiegen, sollte möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen vor-
gesehen werden. 

Als wichtiges Indiz für die Notwendigkeit von Schallschutzmaßnahmen durch Verkehrslärmim-
missionen können zudem die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutz-
verordnung) herangezogen werden, die in der Regel um 4 dB(A) höher liegen, als die im Bei-
blatt 1 zu Teil 1 der DIN 18005 für die verschiedenen Gebietsarten genannten Orientierungs-
werte. Sie sind beim Neubau und der wesentlichen Änderung von öffentlichen Verkehrswegen 
rechtsverbindlich zu beachten. 

Übersicht Beurteilungsgrundlagen (Angaben in dB(A)) 

Anwendungs- 
bereich 

Städtebauliche Pla-
nung (Bauleitpläne) 

Neubau/Änderung 
von Verkehrswegen 

Gewerbelärm 
(Anlagen/Betrieb) 

Vorschrift 
DIN 18005 Teil 1, Bei-
blatt 1, Ausgabe 2002 

16.BImSchV 
Ausgabe 1990/2014 

TA Lärm (1998, letzte 
Änderung 6/2017) 

Nutzung 
Orientierungswert Immissionsgrenzwert Immissionsrichtwert 

Tag Nacht* Tag Nacht Tag Nacht 

Gewerbegebiete 65 55 (50) 69 59 65 50 

(): ....... Der in Klammern angegebene, niedrigere Wert gilt für Geräuscheinwirkungen durch Gewerbelärm. 
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Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde durch die C. Hentschel Consult Ing.-GmbH 
aus Freising mit Datum vom 18.11.2022 eine schalltechnische Untersuchung erstellt (Projekt-
nummer: 2606-2022 / V02). Darin wurden zum einen maximal zulässige Geräuschemissions-
kontingente LEK nach DIN 45691:2006-12 unter Berücksichtigung der Geräuschvorbelastung 
berechnet und zum anderen die auf das geplante Gewerbegebiet einwirkenden Immissionsbe-
lastungen aus den bereits ausgewiesenen Gewerbe- und Sondergebieten im Planungsumfeld 
sowie aus dem Straßenverkehr auf der südlich verlaufenden B 11 berechnet und beurteilt. Die 
Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

• Geräuschkontingentierung 

Für die beiden Teilflächen des Gewerbegebiets wurden maximal zulässige Emissions-
kontingente nach den Vorgaben der DIN 45691:2006-12 ermittelt und zur Festsetzung 
empfohlen. Die Festlegung solcher Geräuschkontingente bedeutet, dass jeder Betrieb 
geeignete technische und/oder organisatorische Maßnahmen treffen muss, sodass die 
allein von seinen Anlagen - einschließlich dem Verkehr auf dem Werksgelände - in sei-
nem Einwirkungsbereich außerhalb des Gewerbegebiets verursachten Geräusche kei-
ne höheren Beurteilungspegel erzeugen, als bei ungehinderter Schallausbreitung mit 
dem Geräuschkontingent abgestrahlt würden. Der Nachweis muss mit dem Bauantrag 
eingereicht werden. 

Die Emissionskontingente wurden unter Berücksichtigung der Lärmvorbelastung durch 
die bereits ausgewiesenen Gewerbe- und Sondergebiete im Untersuchungsraum so-
wie unter Freihaltung angemessener Pegelreserven für die Vorhalteflächen im Südwe-
sten und Nordosten der Planung, die gemäß der Darstellung im Flächennutzungsplan 
langfristig ebenfalls einer Nutzung als Gewerbegebiet zugeführt werden sollen, ermit-
telt. 

Die verfügbaren Planwerte von 54 dB(A) tags und 39 dB(A) nachts wurden an keinem 
der maßgeblichen Immissionsorte in Anspruch genommen. Um angemessene Pegelre-
serven für die langfristig zusätzlich geplanten Gewerbegebietsflächen im Südwesten 
und Nordosten der Planung frei zu halten, wurde die Kontingentierung auf eine Richt-
wertunterschreitung um 15 dB(A) während der Tagzeit und um 10 dB(A) in der Nacht-
zeit ausgelegt. 

Nach der einschlägigen Rechtsprechung zu Geräuschkontingentierungen muss es in 
einem intern gegliederten Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO ein Teilgebiet oh-
ne Emissionsbeschränkung geben, damit sich dort jeder nach § 8 BauNVO zulässige 
Betrieb ansiedeln kann und demnach die Zweckbestimmung des Gebiets gewahrt wird. 
Diese Bedingung wird mit Tagkontingenten von 62 bzw. 63 dB(A)/m² und Nachtkontin-
genten von 52 bzw. 53 dB(A)/m² für beide Parzellen des Gebiets erfüllt. Eine bauge-
bietsübergreifende Gliederung ist nicht notwendig. 

• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch Gewerbe 

Bei einer vollständigen Ausschöpfung der festgesetzten bzw. als zulässig ermittelten 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel bzw. Emissionskontin-
gente auf den bestehenden Gewerbe- und Sondergebietsflächen zum einen und auf 
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den gewerblichen Vorhalteflächen zum anderen ist an den nächstgelegenen Baugren-
zen mit Immissionsbelastungen von maximal 62 dB(A) tags und 47 dB(A) nachts zu 
rechnen. Die in einem Gewerbegebiet zulässigen Orientierungs- bzw. Immissionsricht-
werte von 65/50 dB(A) tags/nachts werden innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen eingehalten. Demnach sind keine Maßnahmen zum Schutz der künftig mögli-
chen Nutzungen (z.B. Betriebswohnungen, Gebäude mit Büroräumen oder sonstigen 
schutzbedürftigen Arbeitsräumen) vor Gewerbelärm notwendig. 

• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch den Verkehr auf der B 11 

Die Berechnungen wurden gemäß den Vorgaben der „Richtlinien für den Lärmschutz an 
Straßen – RLS 19“ bei freier Schallausbreitung (ohne Berücksichtigung der Abschirmwir-
kung der im Gebiet geplanten Gebäude) durchgeführt. Als Grundlage wurden diejenigen 
Verkehrsbelastungen verwendet, die im Verkehrsmengen-Atlas Bayern an den relevan-
ten Zählstellen der B 11 für das Analysejahr 2015 angegeben sind und unter Berücksich-
tigung einer Verkehrszunahme von 20 % bei stagnierenden Lkw-Anteilen auf das Prog-
nosejahr 2035 hochgerechnet wurden. Die Immissionsbelastungen liegen bei maximal 
55 dB(A) tags und 47 dB(A) nachts. Die Orientierungswerte von 65/55 dB(A) tags/nachts 
werden flächendeckend unterschritten. 

Es wurde empfohlen, ein Gesamtbauschalldämm-Maß R´w,ges von mindestens 39 dB für 
Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Un-
terrichtsräume etc. und von mindestens 34 dB für Büroräume und sonstige schutzbe-
dürftigen Arbeitsräume festzulegen. Im Hinblick auf die zu erwartenden Immissionsbela-
stungen aus Gewerbelärm wurde außerdem vorgeschlagen, den generellen Einbau ei-
ner fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung für Betriebswohnungen als Hinweis in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 

10.2 Festsetzungen 

1. Zulässige Geräuschkontingente 

• Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöri-
ger Fahrverkehr eingeschlossen) die folgenden Emissionskontingente LEK gemäß der 
DIN 45691:2006-12 weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) 
überschreiten: 

SEK: ............... überbaubare Grundstücksfläche [m²] 

• An den nächstgelegenen Immissionsorten inner- oder außerhalb des Geltungsbereichs 
mit dem Schutzanspruch eines Gewerbegebiets ist die Lärmbelastung gemäß den Vor-
gaben der TA Lärm zu bewerten. 

Parzelle / Teilfläche 
Emissionsbezugs-

fläche SEK [m²] 

Emissionskontingent LEK dB(A)/m² 

LEK,Tag LEK,Nacht 

GE 1 18.590 63 53 

GE 2 2.230 62 52 
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2. Bau-Schalldämm-Maß 

Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräu-
men sind Vorkehrungen gemäß den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- 
und Straßenverkehrslärm zu treffen. 

Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen mindestens das fol-
gende Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß gemäß DIN 4109:2018-01, Teil 1 aufweisen: 

• für Aufenthaltsräume in Wohnungen, 
Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,   R´w,ges ≥ 39 dB 
Unterrichtsräume etc. 

• für Büroräume und Ähnliches       R´w,ges ≥ 34 dB 

10.3 Hinweise 

• Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische 
Untersuchung der C. Hentschel Consult Ing.-GmbH vom 18.11.2022 (Bericht Nr. 2606-
2022 / V02) können zu den üblichen Öffnungszeiten in der Gemeinde Eching i. NB ein-
gesehen werden. 

• Bei Antrag auf Neu-Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Be-
trieben ist nachzuweisen, dass die gemäß den jeweiligen Emissionskontingenten zu-
lässigen und gemäß der DIN 45691:2006-12 zu berechnenden Immissionskontingente 
eingehalten werden. 

• Die Prüfung der Einhaltung hat nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 für Immissionsorte 
außerhalb von Gewerbe- und Sondergebieten zu erfolgen. 

• Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung eines Vorhabens hat nach 
der TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt 
der Genehmigung zu erfolgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück, die im 
Zusammenhang mit dem Betrieb der Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden An-
lage zuzurechnen. 

• Sind einer Anlage mehrere Teilflächen zugeordnet, so ist der Nachweis für die Teilflä-
chen gemeinsam zu führen, das heißt es erfolgt eine Summation der zulässigen Immis-
sionskontingente aller zur Anlage gehörigen Teilflächen. 

• Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungs-
plans, wenn der Beurteilungspegel den jeweils geltenden Immissionsrichtwert der 
TA Lärm um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze der DIN 45691). 

• Betriebswohnungen sollen mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung ausge-
stattet werden. 

• Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm 
und damit bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantrag-
steller im Zusammenwirken mit dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu be-
achten. Bei den festgesetzten Bauschalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestan-
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forderungen nach der DIN 4109. 

• Die maßgeblichen Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamt-Bau-
Schalldämm-Maßes nach DIN 4109-1:2018-01 berechnen sich aus einer energetischen 
Addition der für das Prognosejahr 2035 nach den Vorgaben der RLS-19 prognostizierten 
Straßenverkehrslärmbeurteilungspegel und des für ein Gewerbegebiet tagsüber zulässi-
gen Immissionsrichtwerts der TA Lärm sowie unter Berücksichtigung der nach Kapitel 
4.4.5 der DIN 4109-2:2018-01 ggf. erforderlichen Zuschläge (z.B. für die erhöhte nächtli-
che Störwirkung für überwiegend zum Schlafen genutzte Räume). 

 

11 ZUSAMMENFASSUNG 

Die Gemeinde Eching möchte die bestehenden und nahezu vollständig bebauten Gewerbege-
bietsflächen im Ortsteil Weixerau nördlich der B 11 erweitern. Zu diesem Zweck soll der Be-
bauungsplan „GE Mühlenstraße“ (i) aufgestellt werden. Das Plangebiet wird in zwei Parzellen 
gegliedert und als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO [15] ausgewiesen. Wohnungen für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter werden aus-
nahmsweise zugelassen. Die C. HENTSCHEL CONSULT Ing.-GmbH wurde vom Planungsbü-
ro LÄNGST & VOERKELIUS mit der Erstellung einer schalltechnischen Untersuchung im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens beauftragt. Die Ergebnisse der Begutachtung lassen sich 
wie folgt zusammenfassen. 

• Geräuschkontingentierung 

Für die beiden Teilflächen des Gewerbegebiets wurden unterschiedlich hohe Emissions-
kontingente nach den Vorgaben der DIN 45691 [5] ermittelt, die in Bezug auf maßgebli-
che Immissionsorte außerhalb des Gewerbegebiets gelten. Die Berechnung erfolgte un-
ter Berücksichtigung der Vorbelastung durch sämtliche, bereits ausgewiesenen Gewer-
be- und Sondergebietsflächen im Planungsumfeld sowie unter Freihaltung angemesse-
ner Pegelreserven für die Vorhalteflächen im Südwesten und im Nordosten des Plange-
biets, die gemäß der Darstellung im Flächennutzungsplan langfristig ebenfalls einer Nut-
zung als Gewerbegebiet zugeführt werden sollen. 

Aufgrund der relativ großen Abstände zwischen dem geplanten Gewerbegebiet und den 
maßgeblichen Immissionsorten konnten an beide Parzellen tags wie auch nachts so ho-
he Emissionskontingente vergeben werden, dass das Gewerbegebiet nach der einschlä-
gigen Rechtsprechung keinen Emissionsbeschränkungen unterliegt, auch wenn die ver-
fügbaren Planwerte von 54/39 dB(A) tags/nachts dabei nicht ausgeschöpft wurden. Die 
Geräuschkontingentierung wurde vielmehr auf eine Unterschreitung der insgesamt gel-
tenden Orientierungswerte von 60/45 dB(A) tags/nachts um 15 dB(A) während der Tag-
zeit und um 10 dB(A) in der Nachtzeit ausgelegt. 
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• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch Gewerbe 

Im Falle einer vollständigen Ausschöpfung der zulässigen flächenbezogenen Schallleis-
tungspegel bzw. Emissionskontingente auf den ausgewiesenen Gewerbe- und Sonder-
gebietsflächen im Planungsumfeld sowie auf den gewerblichen Vorhalteflächen im Ge-
räuscheinwirkungsbereich werden die zulässigen Orientierungs- bzw. Immissionsricht-
werte von 65/50 dB(A) tags/nachts flächendeckend eingehalten. 

• Auf das Gebiet einwirkende Immissionsbelastung durch den Verkehr auf der B 11 

Die in einem Gewerbegebiet anzustrebenden Orientierungswerte von 65/55 dB(A) tags/ 
nachts werden innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen eingehalten bzw. deut-
lich um mindestens 8 dB(A) unterschritten. Es sind keine Maßnahmen zum Schutz der 
künftig möglichen Nutzungen (z.B. Betriebswohnungen, Büroräume) vor dem Verkehrs-
lärm der B 11 notwendig. 

• Maßgebliche Außenlärmpegel 

Das erforderliche Bau-Schalldämm-Maß der Außenbauteile von schutzbedürftigen Auf-
enthaltsräumen wurde gemäß der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Teil 1 [11], über 
die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß der in Kapitel 3.4 beschriebenen Vorgehens-
weise abgeleitet. Es wurde empfohlen, ein Gesamtbauschalldämm-Maß R´w,ges von min-
destens 39 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherber-
gungsstätten, Unterrichtsräume etc. und von mindestens 34 dB für Büroräume und sons-
tige schutzbedürftigen Arbeitsräume festzulegen. 

In Kapitel 10.2 und 10.3 wurden Textvorschläge für die textlichen Festsetzungen und Hinweise 
zum Schallschutz ausgearbeitet. Die darin genannten Normen und Richtlinien müssen bei der 
Gemeinde Eching zur Einsicht vorliegen. 

i.A. J. Aigner 
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Anlage 2 

Eingabedaten CadnaA 

• Flächenquellen 

Bezeichnung  ID Schallleistung Lw Schallleistung Lw'' Lw / Li Korrektur Fläche Einwirkzeit K0 

   Tag Abend Nacht Tag Abend Nacht Typ Wert Tag Abend Nacht  Tag Ruhe Nacht  

   (dBA) (dBA) (dBA) (dBA) (dBA) (dBA)   dB(A) dB(A) dB(A) m² (min) (min) (min) (dB) 

GE1  SQ_K 105.7 105.7 95.7 63.0 63.0 53.0 Lw" 63 0.0 0.0 -10.0 18588.67 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE2  SQ_K 95.5 95.5 85.5 62.0 62.0 52.0 Lw" 62 0.0 0.0 -10.0 2232.32 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE1a Haselfurth  SQ_1 115.9 115.9 104.9 68.8 68.8 57.8 Lw" 68.8 0.0 0.0 -11.0 51521.01 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE1b Haselfurth  SQ_1 102.8 102.8 91.8 64.5 64.5 53.5 Lw" 64.5 0.0 0.0 -11.0 6746.82 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE 2a GE Haselfurth  SQ_1 109.5 109.5 98.5 68.4 68.4 57.4 Lw" 68.4 0.0 0.0 -11.0 12947.25 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE 2b GE Haselfurth  SQ_1 105.7 105.7 94.7 66.0 66.0 55.0 Lw" 66 0.0 0.0 -11.0 9283.54 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE 3 GE Haselfurth  SQ_1 105.8 105.8 94.8 63.7 63.7 52.7 Lw" 63.7 0.0 0.0 -11.0 16084.69 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE1 Point  SQ_1 112.2 112.2 97.2 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 52913.26 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE2 Point  SQ_1 104.6 104.6 89.6 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 9176.41 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE3 Point  SQ_1 107.4 107.4 92.4 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 17309.76 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE Point I  SQ_1 102.4 102.4 87.4 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 5465.73 960.00 0.00 480.00 0.0 

GE Haselfurth-Erweiter SQ_2 100.7 100.7 85.7 61.0 61.0 46.0 Lw" 61 0.0 0.0 -15.0 9394.55 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Haselfurth-Erweit II  SQ_2 100.7 100.7 85.7 59.0 59.0 44.0 Lw" 59 0.0 0.0 -15.0 14829.34 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE1 Semptwiesen  SQ_2 106.2 106.2 91.2 66.0 66.0 51.0 Lw" 66 0.0 0.0 -15.0 10380.67 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE2 Semptwiesen  SQ_2 109.1 109.1 94.1 69.0 69.0 54.0 Lw" 69 0.0 0.0 -15.0 10242.31 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE3 Semptwiesen  SQ_2 110.9 110.9 95.9 71.0 71.0 56.0 Lw" 71 0.0 0.0 -15.0 9732.06 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Hanselmühle TF1  SQ_2 98.2 98.2 83.2 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 3328.82 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Hanselmühle TF2  SQ_2 105.1 105.1 90.1 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 16382.30 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Hanselmühle I (GE)  SQ_2 102.8 102.8 87.8 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 9472.99 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Hanselmühle I (SO)  SQ_2 110.4 110.4 95.4 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 34930.86 960.00 0.00 480.00 -3.0 
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GE Han I DB Nr. 1 (GE)  SQ_2 98.3 98.3 83.3 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 3368.98 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Han I DB Nr. 1 (SO)  SQ_2 109.5 109.5 94.5 65.0 65.0 50.0 Lw" 65 0.0 0.0 -15.0 28496.61 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Ha I DB Nr. 2 (GE1)  SQ_2 105.5 105.5 90.5 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 17949.72 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Ha I DB Nr. 2 (GE2)  SQ_2 98.1 98.1 83.1 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 3209.66 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Han - Point DB Nr. 2  SQ_2 104.9 104.9 89.9 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 15311.04 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Han - Point DB Nr. 2  SQ_2 102.1 102.1 87.1 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 8060.76 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Han - Point DB Nr. 3  SQ_2 104.5 104.5 89.5 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 14275.81 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Hanselmühle Point 3 SQ_2 101.2 101.2 86.2 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 6588.28 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE Weiherstraße  SQ_2 102.1 102.1 87.1 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 8079.88 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE FNP Nordosten  SQ_2 105.4 105.4 90.4 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 17467.74 960.00 0.00 480.00 -3.0 

GE FNP Südwesten  SQ_2 109.6 109.6 94.6 63.0 63.0 48.0 Lw" 63 0.0 0.0 -15.0 45196.13 960.00 0.00 480.00 -3.0 

 

• Straßen 

Bezeichnung  ID Lw' genaue Zähldaten zul. Geschw. RQ 
Straßen- 

oberfläche 
Steig. 

   Tag Abend Nacht M p1 (%) p2 (%) Pkw Lkw Abst. Art  

   (dBA) (dBA) (dBA) Tag 
Aben

d 
Nacht Tag 

Aben
d 

Nacht Tag 
Aben

d 
Nacht (km/h) (km/h)   (%) 

B 11 östlich KV SQS 88.2 -99.0 80.7 1038 0.0 183.6 0.9 0.0 1.2 2.1 0.0 2.1 100 80 w8.0 3 auto VA 

B 11 östlich KV  SQS 88.2 -99.0 80.7 1038 0.0 183.6 0.9 0.0 1.2 2.1 0.0 2.1 100 80 w8.0 3 auto VA 

B 11 östlich KV  SQS 88.2 -99.0 80.7 1038 0.0 183.6 0.9 0.0 1.2 2.1 0.0 2.1 100 80 w8.0 3 auto VA 

B 11 westlic KV  SQS 88.9 -99.0 81.1 1170 0.0 188.4 1.3 0.0 1.8 3.1 0.0 3.3 100 80 w10 3 auto VA 

A 92  M 95.0 -99.0 89.1 2747 0.0 651.6 1.9 0.0 4.3 6.9 0.0 10.6 130 90 w20 3 auto VA 

 

 


